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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 2 Minuten 

Präsident Alfred Gerstl: Ich e r ö f f n e die 
582. Sitzung des Bundesrates. 

Das Amtliche Protokoll der 581. Sitzung des 
Bundesrates vom 10. März 1994 ist aufgelegen, 
unbeanstandet geblieben und gilt daher als geneh­
migt. 

K r a n k gemeldet hat sich das Mitglied des 
Bundesrates Dr. Milan Linzer. 

E n t s c h u I d i g t haben sich die Mitglieder 
des Bundesrates Erich Farthofer, Martin Forsthu­
ber und Dr. Siegfried Dillersberger. 

Einlauf 

Präsident: Eingelangt ist ein Schreiben des Prä­
sidenten des Niederösterreichischen Landtages 
betreffend eine Mandatsveränderung im Bundes­
rat. 

Ich ersuche die Frau Schriftführerin um Verle­
sung dieses Schreibens. 

Schriftführerin Helga Markowitsch: 

"An den Präsidenten des Bundesrates 

Betrifft: Wahl eines Mitgliedes und eines Er­
satzmannes des Bundesrates 

Sehr geehrter Herr Präsident! 

Herr Abgeordneter zum Bundesrat losef Fau­
stenhammer und der Ersatzmann des Bundesra­
tes LAbg. Herbert Platzer haben ihre Mandate 
mit Wirkung vom 17. 3. 1994 zurückgelegt. 

Der Landtag von Niederösterreich hat daher in 
seiner 11. Sitzung am 17. März 1994 auf Vor­
schlag des SPÖ-Klubs NÖ Herrn Helmut Cer­
wenka, Sonderschuldirektor, geb. 24. 7. 1952, 
3462 Frauendorf/Au 41, als Mitglied des Bundes­
rates und Herrn LAbg. Herbert Platzer wieder als 
Ersatzmann gewählt. 

Die Kanzlei des Bundesrates wurde zu Handen 
des Herrn Direktors des Bundesrates, Parla­
mentsrat Dr. Walter Labuda, verständigt. Ebenso 
wurde das Bundeskanzleramt, Sektion V/2, von 
der Wahl in Kenntnis gesetzt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Franz Romeder 

Präsident des Niederösterreichischen Landta­
ges" 

Angelobung 

Präsident: Das neue Mitglied des Bundesrates 
ist im Hause anwesend. Ich werde daher sogleich 
seine Angelobung vornehmen. Das Gelöbnis ist 
nach Verlesung der Gelöbnisformel mit den Wor­
ten "Ich gelobe" zu leisten. 

Ich ersuche die Frau Schriftführerin um Verle­
sung der Gelöbnisformel. 

Schriftführerin Helga Markowitsch: "Sie wer­
~.en geloben unverbrüchliche Treue der Republik 
Osterreich, stete und volle Beachtung der Verfas­
sungsgesetze und aller anderen Gesetze sowie ge­
wissenhafte Erfüllung Ihrer Pflichten." 

Bundesrat Helmut Cerwenka: Ich gelobe. 

Präsident: Ich begrüße Herrn Bundesrat Hel­
mut Cerwenka recht herzlich in unserer Mitte. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Bevor wir mit der Fragestunde beginnen, ma­
che ich darauf aufmerksam, daß jede Zusatzfrage 
in unmittelbarem Zusammenhang mit der Haupt­
frage beziehungsweise der gegebenen Antwort 
stehen muß. Die Zusatzfrage darf nur eine kon­
krete Frage enthalten und darf nicht in mehrere 
Unterfragen geteilt sein. 

Um die Beantwortung aller zum Aufruf vorge­
sehenen Anfragen zu ermöglichen, erstrecke ich 
die Fragestunde - sofern mit 60 Minuten das 
Auslangen nicht gefunden wird - im Einverneh­
men mit den beiden Vizepräsidenten erforderli­
chenfalls auf bis zu 120 Minuten. 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Präsident: Ich beginne jetzt - um 9 Uhr 5 Mi­
nuten - mit dem Aufruf. 

Wir kommen zur 1. Anfrage, 382/M, an den 
Herrn Bundesminister für Landesverteidigung. 

Ich bitte die Anfragestellerin, Frau Bundesrätin 
Gertrude Perl (SPÖ, Wien), um die Formulierung 
ihrer Frage. 

Bundesrätin Gertrude Perl: Sehr geehrter Herr 
Bundesminister! Meine Frage lautet: 

382/M-BR/94 
Welche Kasernen beziehungsweise Amtsgebäude 

in Wien werden im Rahmen des sogenannten Ka­
sernenkonzeptes von der Nutzung durch das Bun-
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Gertrude Perl 

desministerium für Landesverteidigung freigege­
ben? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Landesverteidigung Dr. 
Werner Fasslabend: Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Das Bundesmini­
sterium für Landesverteidigung hat im Rahmen 
der Neuorganisation des Heeres eine Reihe von 
Liegenschaften zum Verkauf freigegeben. Im 
Raum Wien wurde gemäß Vorlage des Bundesmi­
nisteriums für Landesverteidigung im Landesver­
teidigungsrat der Verkauf - ohne Ersatzbauten 
- des Amtsgebäudes in der Straußengasse und 
des Amtsgebäudes in der Taborstraße vorgese­
hen, weiters sind zum Verkauf freigegeben - mit 
Ersatzbauten - die earl-Kaserne, die Wilhelm­
Kaserne, das Areal in Wien-Simmering und die 
Albrecht-Kaserne, wo allerdings in großem Um­
fang Ersatzbauten erforderlich sein werden. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrätin Gertrude Perl: Herr Bundesmini­
ster! Ist schon abzusehen, welcher Erlös aus die­
sem Verkauf erwartet werden kann? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Ich 
muß dazu sagen, daß im Gegensatz zu anderen 
Regionen, wie etwa in Salzburg oder in Kärnten, 
das Kaufinteresse oder das Interesse an diesen 
Liegenschaften in Wien bisher extrem niedrig war 
und wir bis jetzt noch kein Angebot für irgendei­
ne dieser Liegenschaften bekommen haben. 

Ein Verkauf selbst kann ja erst dann erfolgen, 
wenn Ersatzbauten errichtet sind, und das wird 
sicherlich noch einige Zeit in Anspruch nehmen. 
Möglicherweise ist das auch mit eine Ursache da­
für, daß das Interesse noch nicht so groß ist. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrätin Gertrude Perl: Kann man aber 
trotzdem davon ausgehen, daß der zu erwartende 
Erlös zur Sanierung der Unterkünfte der dem 
Bundesministerium verbleibenden Kasernen ver­
wendet wird? 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Ja 
selbstverständlich, es ist ja eine unserer wesentli­
chen Zielsetzungen, durch Rationalisierungsmaß­
nahmen im Bereich der Infrastruktur gleichzeitig 
auch eine qualitative Verbesserung der Mittel 
herbeiführen zu können. 

Ich nenne ganz konkret das Beispiel Salzburg, 
wo wir schon sehr weit sind: Da liegen Angebote 
in der Gesamthöhe von zirka 700 Millionen 
Schilling vor, die dazu verwendet werden sollen, 

neue Gebäude, die modernsten Standards ent­
sprechen, zu errichten. 

Konkrete Angebote für den Raum Wien haben 
wir in dieser Form leider noch nicht, wobei man 
auch dazusagen muß, daß die Freimachung der 
ersten beiden Gebäude, das ist jenes in der Strau­
ßengasse beziehungsweise in der Taborstraße, da­
von abhängig ist, wie zügig die Generalsanierung 
im Bereich der Roßauer-Kaserne vorangeht. Dort 
kommt es nur zu einem Wegfall der Miete, weil 
das angernietete Objekte sind. 

In den anderen vier genannten Fällen sind, wie 
gesagt, zuerst Ersatzbauten etwa des Technischen 
Zentrums außerhalb von Wien beziehungsweise 
überhaupt auch im Kasernenbereich erforderlich. 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur 
2. Anfrage, 376/M, an den Herrn Bundesminister 
für Landesverteidigung. 

Ich bitte die Anfragestellerin, Frau Bundesrätin 
Agnes Schierhuber (ÖVP, Niederösterreich) , um 
die Formulierung der Frage. 

Bundesrätin Agnes Schierhuber: Hohes Präsi­
dium! Sehr geschätzter Herr Bundesminister! 
Meine Frage lautet: 

376/M-BR/94 
Welche Ausgaben tätigt das Bundesheer im Zuge 

des Betriebes des Truppenübungsplatzes unmittel­
bar in der Grenzregion Allentsteig? 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Frau 
Bundesrätin! Das österreichische Bundesheer hat 
in den letzten zwölf Jahren für den Bereich des 
Truppenübungsplatzes Allentsteig ungefähr 
770 Millionen Schilling für Neubauten von Un­
terkünften, Werkstätten et cetera sowie 150 Mil­
lionen Schilling für die Erhaltung der Gebäude 
ausgegeben, das heißt eine Gesamtsumme in der 
Größenordnung von nahezu 1 Milliarde Schil­
ling, wovon zirka 75 Prozent in das Waldviertel 
geflossen sind. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrätin Agnes Schierhuber: Herr Bundes­
minister! Wie viele Soldaten sind ständig und wie 
viele sind im Rahmen von Truppenübungen in 
Allentsteig stationiert? 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Im 
Durchschnitt der letzten Jahre gibt es ungefähr 
30 000 Übende in Allentsteig. Wir haben darüber 
hinaus einen Beschäftigtenstand von zirka 
600 Leuten, die für das Bundesheer arbeiten. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 
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Agnes Schierhuber 

Bundesrätin Agnes Schierhuber: Welche Be­
deutung hat der Truppenübungsplatz Allentsteig 
für das österreichische Bundesheer? 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Der 
Truppenübungsplatz Allentsteig ist mit Abstand 
der größte Truppenübungsplatz Österreichs und 
g.1eichzeitig auch der einzige, in dessen Rahmen 
Ubungen in Brigadeumfang durchgeführt werden 
können; Brigade ist der Verband, der im Falle ei­
nes Konfliktes zum Einsatz kommt, wo es darum 
geht, daß das Zusammenspiel unterschiedlicher 
Waffengattungen entsprechend vorher geübt 
werden kann. In Allentsteig bietet sich dazu die 
einzige Gelegenheit in Österreich. 

Präsident: Wir gelangen zur 3. Anfrage, 
388/M-BR/94. 

Herr Bundesrat Dr. Tremmel (FPÖ, Steier­
mark), Sie haben das Wort. 

Bundesrat Dr. Paul Tremmel: Herr Bundesmi­
nister! Meine Frage lautet: 

388/M-BR/94 
Wie wollen Sie die über den Mobilmachungsrah­

men von 120 000 Mann hinausgehende notwendige 
Mannstärke von mindestens 10 000 Mann für den 
Sicherungseinsatz in der Tiefe sicherstellen, damit 
das im "Einsatzkonzept des Bundesheeres" be­
schriebene Einsatzverfahren glaubwürdig möglich 
wird? 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Auf­
grund unserer Planungen haben wir mit einer 
Mobilmachungsstärke von 120 000 Mann ausrei­
chende Stärke gegeben, wozu noch 30 000 Mann 
aus der Ersatzorganisation kommen, die notfalls 
auch noch zusätzlich eingesetzt werden könnten. 

Ich möchte darauf aufmerksam machen, daß 
eine derartige Mannstärke selbstverständlich nur 
bei Beibehaltung des derzeitigen Wehrsystems 
auf der Grundlage der allgemeinen Wehrpflicht 
erzielt werden kann und daß eine entsprechende 
Raumsicherung beziehungsweise ein Schutz der 
Infrastruktur allein auf Basis dieses Wehrsystems 
erfolgen kann. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte sehr. 

Bundesrat Dr. Paul Tremmel: Herr Präsident! 
Es heißt in den strukturellen Grundlagen: Neben 
dem Gesamtumfang von rund 120 000 Mann in 
der Einsatzorganisation - Sie haben es gerade 
ausgeführt - werden zusätzliche Personal- und 
Materialreserven zu einer anlaßbezogenen Ver­
stärkung bereitgehalten. Wie sehen die Material­
reserven vor allem im Bereich der Luftabwehr 
aus? Sind diese in ausreichendem Ausmaß vor­
handen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Wie 
Ihnen bekannt ist, sehr geehrter Herr Bundesrat, 
ist im Bereich des österreichischen Bundesheeres 
zweifellos in vielen Bereichen ein Aufholbedarf 
gegeben, und dieser betrifft selbstverständlich 
durchaus auch den Bereich Luftabwehr bezie­
hungsweise des Schutzes vor derartigen Angrif­
fen. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrat Dr. Paul Tremmel: Wie ist der Auf­
hol bedarf im Bereich der Luftabwehrstreitkräfte 
in finanzieller Hinsicht gestaltet, und was fehlt an 
Gerätschaften? Ist diesbezüglich bereits eine ent­
sprechende budgetäre Vorsorge getroffen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Wir 
sind gerade im Bereich der Beschaffung dabei, 
den wichtigsten, den größten Schritt seit Beginn 
des Bundesheeres 1955 durchzuführen, und zwar 
durch die Anschaffung von Lenkwaffen, was sich 
auf den Boden bezieht, wobei dieses Programm 
weitgehend abgeschlossen ist. Der Schwerpunkt, 
der jetzt zu erfüllen ist, ist der Bereich Boden­
Luft und Luft-Luft, wofür die ersten Systeme be­
reits eingetroffen sind und wo auch in den näch­
sten Jahren Vorsorge zu treffen sein wird. 

Dazu wird es auch erforderlich sein, den Be­
reich der Luftraumüberwachung weiter auszu­
bauen. - Die Budgetansätze beziehen sich 
jeweils auf ein Jahr. Es ist daher aufgrund des 
Budgetansatzes konkret nicht zu sagen, inwieweit 
Vorsorge für weitere Jahre zu treffen ist. Aller­
dings haben die beiden Regierungsparteien ein 
Übereinkommen dahin gehend erzielt, daß es 
auch eine zukünftige Budgetrahmenplanung und 
-fixierung für vier Jahre geben soll, was noch im 
Laufe des heurigen Jahres erfolgen wird. 

Präsident: Wir gelangen zur 4. Anfrage. 

Ich bitte Herrn Bundesrat Mag. Herbert Bösch 
(SPÖ, VorarLberg) um die Formulierung seiner 
Frage. 

Bundesrat Mag. Herbert Böseh: Herr Bundes­
minister! Meine Frage lautet: 

383/M-BR/94 
Gibt es im Bundesministerium für Landesvertei­

digung Studien und Untersuchungen, die sich mit 
der Einstellung und Motivation der Angehörigen 
des Bundesheeres - ich meine damit der Grund­
wehrdiener, Berufssoldaten, aber auch Milizsolda­
ten - beschäftigen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Selbst­
verständlich gibt es laufend Untersuchungen, die 
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Bundesminister Dr. Werner Fasslabend 

sich mit Einstellungen bei den Grundwehrdie­
nern, beim Kaderpersonal und auch im Bereich 
der Miliz beschäftigen, wobei dazu zu sagen ist, 
daß der Bereich der Miliz üblicherweise durch ge­
nerelle Untersuchungen, das heißt durch Unter­
suchung von Einstellungen der Österreicher all­
gemein, das heißt also der entsprechenden Alters­
klassen, abgedeckt wird. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte sehr. 

Bundesrat Mag. Herbert Böseh: Wie lauten im 
großen die Ergebnisse dieser Untersuchungen? 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Die 
Ergebnisse dieser Untersuchungen sind selbstver­
ständlich je nach Anlaß und je nach Fragestellung 
unterschiedlich. Es ist grundsätzlich zu sagen, 
daß sich die Einstellung der Österreicher und 
auch die Einstellung der Betroffenen hiezu in den 
letzten Jahren verbessert haben, was insbesondere 
deswegen bemerkenswert ist, weil gleichzeitig in­
ternational eine andere Entwicklung feststellbar 
ist. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrat Mag. Herbert Böseh: Herr Bundes­
minister! Werden Sie diese Ergebnisse auch in 
vollem Umfang dem Parlament zugänglich ma­
chen? 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Selbst­
verständlich nicht, weil dies ausschließlich zum 
internen Gebrauch bestimmt ist und weil es auch 
keine Armee der Welt gibt, die derartiges veröf­
fentlichen würde, wie man auch daran ersehen 
kann, daß nicht einmal die Tagesordnung des Mi­
nisterrates, soweit sie militärische Punkte betrifft 
- auch wenn dies noch so harmlos ist -, veröf­
fentlicht wird, um eben Nachrichtendiensten von 
außen keinerlei zusätzliche Anhaltspunkte zu ge­
ben. 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur 
5. Anfrage. 

Ich bitte Herrn Bundesrat Dr. Lasnik (ÖVP. 
Steiermark) um die Formulierung seiner Frage. 

Bundesrat Dr. Ernst Reinhold Lasnik: Herr 
Bundesminister! Meine Frage lautet: 

377/M-BR/94 
Wie beurteilen Sie die Heeresgliederung-Neu ein 

Jahr nach deren Beschlußfassung in der Bundesre­
gierung? 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Ich 
glaube, daß man zu Recht sagen kann, daß eigent­
lich alle Entwicklungen, die in der Zwischenzeit 
eingetreten sind, die Beschlußfassung, die zur 
Heeresgliederung-Neu geführt hat, und die Ana-

lyse bestätigen. Wir haben nach wie vor eine Be­
stätigung dafür, daß die Situation in Ostmitteleu­
ropa höchst instabil ist. Es ist zu einem weiteren 
Rückzug der ehemaligen Großarmeen des War­
schauer Paktes in das Gebiet des heutigen Ruß­
land gekommen, und es ist daher die Umstellung 
der österreichischen Heeresorganisation, weg von 
der Raumverteidigung hin zu einem grenznahen 
Verteidigungskonzept, zweifellos richtig, insbe­
sondere auch in der Form, daß wir in Zukunft 
mehr präsente Kräfte haben werden und dafür 
auf der anderen Seite den Mobilmachungsrahmen 
reduzieren können. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte sehr. 

Bundesrat Dr. Ernst Reinhold Lasnik: Welche 
Maßnahmen sind vorgesehen, damit die durch die 
Heeresgliederung-Neu ausgelöste Verunsiche­
rung vieler Miliz-Unteroffiziere rasch beseitigt 
wird? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Selbst­
verständlich sind mit der umfassenden Umstel­
lung, das heißt der Umstellung des gesamten Hee­
resbereiches, auch Verunsicherungen der Betrof­
fenen verbunden, und zwar überwiegend in der 
Form, daß Leute, sowohl Kaderpersonal als auch 
Milizangehörige, über ihre zukünftige Verwen­
dung nicht Bescheid wissen, Dort, wo bereits um­
gestellt wurde - davon konnte ich mich überzeu­
gen -, hat auch die Verunsicherung sehr rasch 
ein Ende gefunden. Aufgrund der Tatsache, daß 
die Umstellung sehr zügig vor sich geht, und zwar 
im gesamten Milizbereich, das heißt, die Neuord­
nung der Verbände erfolgt, erwarte ich auch, daß 
dieses Kapitel relativ rasch abgeschlossen werden 
kann. Es wird allerdings selbstverständlich erst 
dann abgeschlossen sein, wenn der letzte Verband 
umgestellt ist. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte sehr. 

Bundesrat Dr. Ernst Reinhold Lasnik: Werden 
die durch die Heeresgliederung-Neu aus dem 
Dienst genommenen, oft viele Jahre aktiv gewese­
nen Milizunteroffiziere offiziell bedankt ·und ver­
abschiedet? 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Ja, das 
ist so vorgesehen. Es ist leider auch zu einigen 
Ausnahmen gekommen, wo lediglich eine lapida­
re Mitteilung über das Ausscheiden erfolgt ist. 

Grundsätzlich beabsichtigt ist, daß die Verab­
schiedung im Rahmen einer Milizübung erfolgt, 
wo nicht nur die gesamten Gerätschaften neu ge­
ordnet werden sollen, sondern wo selbstverständ­
lich auch über die Neuordnung der Verbände ent­
sprechend informiert werden soll und gleichzeitig 
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auch die Betroffenen, soweit sie abrüsten, aber 
auch soweit sie in den neuen Verbänden neu ein­
gesetzt werden, über ihre zukünftigen Aufgaben­
steIlungen informiert werden sollen. Wir legen 
großes Gewicht darauf. 

Ich habe aber zur Kenntnis nehmen müssen, 
daß das nicht in allen Fällen geschehen ist. Es gibt 
allerdings auch andere Fälle, wo in der Öffent­
lichkeit Kritik daran geäußert worden ist, daß wir 
das im Rahmen einer Verbandsübung machen 
und daß dafür der Aufwand zu groß wäre. 

Präsident: Wir gelangen nun zur 6. Anfrage. 

Ich bitte Herrn Bundesrat Erhard Meier (SPÖ, 
Steiermark) um die Formulierung seiner Frage. 

Bundesrat Erhard Meier: Sehr geehrter Herr 
Minister! Meine Frage lautet: 

384/M-BR/94 
Bis wann werden Sie als zuständiger Minister die 

14 Punkte der Vereinbarung, die im Zusammen­
hang mit der Zivildienstgesetz-Novelle 1994 getrof­
fen wurden, betreffend Verbesserungen für Präsenz­
diener erfüllen? 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Soweit 
es mich betrifft, so schnell wie möglich. Ein gro­
ßer Teil dieser 14 Punkte ist ja durch das neue 
Zivildienstgesetz bereits erledigt. Denken Sie 
etwa an die Frage der Bezahlung, an die Frei­
fahrt, an die Zivildienstdauer, an die zeitliche 
Einschränkung des Rechtes, einen Zivildienstan­
trag zu stellen, an die Tatsache, daß Bekleidung et 
cetera für den Zivildienst nur mehr in naturaler 
Form vergeben werden soll, an das Verbot des 
Erwerbs von Faustfeuerwaffen für Zivildiener, an 
Krankheitsbestätigungen für Zivildiener durch 
den Amtsarzt, an die Schaffung eines Disziplinar­
rechts, das im Gesetz ebenfalls bereits drinnen ist, 
an die Möglichkeit des Rückwechsel von aner­
kannten Zivildienstpflichtigen zum Präsenz­
dienst. Das ist der Bereich, der durch das Gesetz 
im wesentlichen bereits abgedeckt ist, wobei zu 
sagen ist, daß einzelne Ausführungshandlungen 
erst im Juni in Kraft treten und bis dahin eben 
Vorbereitungsmaßnahmen getroffen werden, was 
sicherlich auch notwendig ist, da das Bundesmini­
sterium für Inneres sicherlich nicht imstande 
wäre, eine sofortige Umstellung von der Auszah­
lung des Kostgeldes auf Naturalverpflegung mit 
den betroffenen Organisationen durchzuführen. 

Es gibt weitere Punkte, die nicht im Gesetz 
drinnen stehen und die ebenfalls bereits verwirk­
licht sind, wie etwa die flexible Fünf-Tage-Woche 
nach der Basisausbildung beim Grundwehrdienst, 
und jene, die sich in Gang befinden, wie etwa die 
Verbesserung der Ausbildung und Sicherstellung 
eines zeitgemäßen Umgangs mit den Grundwehr­
dienern. Wir haben bereits mit 14tägigen Schu­
lungen für das Kaderpersonal begonnen und ha-

ben gleichzeitig auch das gesamte Ausbil­
dungskonzept entsprechend geändert, das eine 
wesentliche Verstärkung des gesamten, mehr päd­
agogischen Elementes vorsieht. 

Es wird zu einer deutlichen Ausweitung der 
Heimschläfergenehmigung kommen; diesbezügli­
che Regelungen gehen in Kürze hinaus. Die 
Dienstvorschriften werden laufend überarbeitet. 
Ich habe erst wieder in dieser Woche ein ganzes 
Paket neuer Dienstvorschriften präsentiert be­
kommen, die abgeschlossen werden konnten. Was 
übrigbleibt, sind im wesentlichen die Punkte 14 
und 15. Das, was noch ausständig ist, ist die Ver­
einbarung über die Höhe der Finanzmittel für In­
vestitionen im Bereich des Heeres für vier Jahre 
- das ist eine Vereinbarung, wo die Zustimmung 
des Finanzministers notwendig ist beziehungswei­
se die nur im Gesamtrahmen der Bundesregie­
rung geschlossen werden kann - beziehungswei­
se auch die Verbesserung der Unterkünfte, die 
selbstverständlich wesentlich vom Baubudget ab­
hängig sind. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte sehr. 

Bundesrat Erhard Meier: Herr Bundesmini­
ster! Halten Sie die medizinische Vorsorge und 
Betreuung erkrankter Präsenzdiener - Erkran­
kungen müssen ja vorerst in Anstalten des Bun­
desheeres behandelt werden - immer für ausrei­
chend? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Vom 
System her sind sie zweifellos als ausreichend zu 
bezeichnen, wenn man etwa auch davon ausgeht, 
daß es trotz der hohen Anzahl von möglichen 
Fällen in den letzten Jahren kaum wirkliche Pro­
bleme oder Beschwerden in größerem Umfang 
gegeben hat. Im Einzelfall kann ich das natürlich 
nicht in jedem Fall garantieren. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrat Erhard Meier: Wenn solche Fälle 
bekannt werden, wird diesen nachgegangen, und 
wird das überprüft? 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Ja, das 
tun wir selbstverständlich, weil wir allergrößtes 
Interesse daran haben, daß eine bestmögliche 
Vorsorge getroffen wird, weil ja jede Nachricht 
und jede Information darüber, wenn das nicht in 
optimaler Form geschieht, auch das Image des 
Gesamtheeres betrifft. - Ich bin erst gestern wie­
der über einen derartigen Fall informiert worden 
und habe mich persönlich darum gekümmert. 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur 7. An­
frage. 
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Ich bitte Herrn Bundesrat Ludwig Bieringer 
rövp, Salzburg) um die Formulierung seiner 
Frage. 

Bundesrat Ludwig Bieringer: Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! Meine Frage lautet: 

378/M-BR/94 
Welche Auswirkungen hat die Heeresreform auf 

das Bundesland Salzburg? 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Die 
wesentlichen Auswirkungen der Heeresorganisa­
tion-Neu auf das Bundesland Salzburg sind im in­
fanteristischen Bereich ähnlich wie in allen ande­
ren Bundesländern, das heißt, es erfolgt eine Re­
duzierung und Auflösung der Landwehrstammre­
gimenter und die Neubildung eines Jägerregi­
mentes, was aber insgesamt zu einer quantitativen 
Verminderung in diesem Bereiche führt. Auf der 
anderen Seite gibt es eine Verstärkung in den 
technischen Disziplinen, wenn man das so sagen 
kann. Im Bundesland Salzburg wird auf der einen 
Seite die Pionierkapazität erhöht und auf der an­
deren Seite ein neues Aufklärungsregiment ge­
schaffen, eines der drei Aufklärungsregimenter, 
die es in Zukunft in Österreich geben soll. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrat Ludwig Bieringer: Herr Bundesmi­
nister! Im Zuge der Heeresreform ist auch beab­
sichtigt, Teile der Schwarzen berg-Kaserne zu ver­
äußern. Nun hört man allgemein, daß, wenn der 
Bund Liegenschaften abtritt, dies Jahre, ja sogar 
Jahrzehnte dauern kann. Darf ich Sie daher fra­
gen: Wie weit sind die Verkaufsverhandlungen 
bezüglich des Industrieteiles der Schwarzenberg­
Kaserne gediehen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Wir 
haben selbstverständlich Interesse daran, all jene 
Fragen, soweit sie lösbar sind, so rasch wie mög­
lich zu lösen. Und wir haben daher bereits knapp 
mehr als ein Jahr nach der Beschlußfassung im 
Landesverteidigungsrat ganz konkrete Ergebnis­
se. Es ist so, daß sich die zuständigen Gebietskör­
perschaften und das Bundesministerium für wirt­
schaftliche Angelegenheiten so weit einigen 
konnten, daß eine gemeinsame Vorstellung über 
den Preis erzielt wurde. Er liegt in der Größen­
ordnung von 400 Millionen Schilling, sodaß einer 
zügigen Durchführung nichts im Wege steht, die 
allerdings nicht von uns angegangen werden 
kann, sondern nur vom hiefür zuständigen Mini­
sterium. Ich hoffe, daß es sehr bald und sehr 
rasch zu einem Abschluß dieses Kaufaktes kom­
men wird. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrat Ludwig Bieringer: Herr Bundesmi­
nister! Auch im Zuge der Heeresreform soll die 
Struberkaserne in der Stadt Salzburg veräußert 
werden. Hier ist das Erschwernis dahin gehend, 
daß es sich dabei um ehemaliges deutsches Eigen­
tum handelt. Wie weit sind hier die Verkaufsver­
handlungen gediehen? 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Ja, es 
ist richtig, daß eine andere rechtliche Situation 
besteht wie im Bereich der Schwarzenberggrün­
de, was auch andere rechtliche Konsequenzen 
hat, nämlich die Konsequenz, daß ausgeschrieben 
werden muß. Das heißt also, daß es nicht etwa zu 
einer Einigung zwischen unterschiedlichen Berei­
chen, wie im Bereich der Schwarzenberg-Kaser­
ne, kommen kann. 

Die Ausschreibung ist erfolgt. Es gibt bereits 
ein Kaufinteresse, allerdings überwiegend nicht in 
Form von konkreten Anbotserstellungen, son­
dern lediglich die Formulierung von Kaufinteres­
se, und zwar in einem Ausmaß, daß man damit 
rechnen kann, daß hiefür ein Kaufpreis in der 
Größenordnung von 250 bis 300 Millionen Schil­
ling zu erzielen ist. 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur 8. An­
frage. 

Ich bitte Herrn Bundesrat Dr. Michael Rocken­
schaub (FPÖ, Oberöslerreich), seine Frage zu 
stellen. 

Bundesrat Dr. Michael Rockenschaub: Herr 
Bundesminister! Meine Frage lautet: 

389/M-BR/94 
Warum streben Sie trotz des Angebots der NATO 

zur "Partnerschaft für den Frieden" nur eine Mit­
gliedschaft bei der WEU, nicht aber bei der NATO 
an? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Ich 
möchte darauf aufmerksam machen, daß in der 
Fragestellung eine Unklarheit vielleicht in der 
Form vorliegt, daß man daraus lesen könnte, daß 
"Partnership for peace" eine Form der NATO­
Mitgliedschaft ist. Das ist jedoch nicht richtig, 
ganz im Gegenteil: "Partnership für peace" ist ein 
Instrument, das insbesondere jenen Ländern an­
geboten wurde, die nicht für eine Mitgliedschaft 
in den nächsten Jahren in Frage kommen. 

Das heißt, es liegt eine Erklärung der NATO 
vor. elie sich an alle KSZE-Staaten richtet, an ei­
ner "Partnerschaft für den Frieden" teilzuneh­
men. 

Die österreich ische Bundesregierung hat sich 
mit dieser Frage im Detail noch nicht auseinan­
dergesetzt, weil wir uns ja gegenwärtig insbeson-
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dere auf den Bereich der europäischen Integra­
tion konzentrieren. Wir werden sicherlich im 
Laufe dieses Jahres noch auf die Frage an einer 
eventuellen Teilnahme an "Partnership for Pea­
ce" zurückkommen. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte sehr. 

Bundesrat Dr. Michael Rockenschaub: Herr 
Bundesminister! Sehe ich es richtig, daß Sie per­
sönlich für eine WEU-Mitgliedschaft Österreichs 
eintreten? 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Es ist 
richtig, daß ich persönlich für eine WEU-Mit­
gliedschaft Österreichs eintrete. Die österreichi­
sche Bundesregierung hat beschlossen, daß wir ab 
dem Moment der Teilnahme an der Europäischen 
Union Beobachterstatus in der Westeuropäischen 
Union haben sollen, was eine interessante Form 
der Teilnahme darstellt, die von mir selbstver­
ständlich auch voll und ganz mitgetragen wird. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrat Dr. Michael Rockenschaub: Herr 
Bundesminister! Es ist Ihnen sicherlich bekannt, 
daß am 9. März der Politische Ausschuß der 
WEU mit Pieter Stoffelen, dem Vorsitzenden, in 
Wien war und klar von WEU-Seite geäußert wur­
de, daß Neutralität nicht mit WEU-Mitgliedschaft 
vereinbar ist und daß auch alle WEU-Mitglieder 
- wörtlich - selbstverständlich NATO-Mitglie­
der sind. Sehen Sie da nicht Widersprüche, die 
große Probleme mit dem Maastricht-Vertrag und 
unserem Beitritt zur EU mit sich bringen könn­
ten? 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Das 
sehe ich nicht, und zwar deshalb, weil das Statut 
der WEU durchaus sehr unterschiedliche Formen 
der Teilnahme erlaubt und auch Artikel 9 
oder 10 - ich kann Ihnen das jetzt nicht auswen­
dig sagen - auch die Möglichkeit von Sonderver­
trägen mit Ländern vorsieht, wo durchaus auch 
ein Sonderstatus berücksichtigt werden kann. Das 
heißt, es gibt rein formal keinen Gegensatz, und 
es ist zweifellos auch so, daß es unterschiedliche 
Formen der Teilnahme gibt. Wie Ihnen wahr­
scheinlich bekannt ist, ist es so, daß es den Status 
des Vollmitglieds gibt, den assoziierten Status 
derzeit, der nur für NATO-Mitglieder möglich ist 
beziehungsweise auf der anderen Seite für Mit­
glieder der Europäischen Union, und den Beob­
achterstatus. 

Es ist offensichtlich daran gedacht - das kann 
man zumindest von führenden Repräsentanten 
Westeuropas schließen -, daß in Zukunft auch 
die ostmitteleuropäischen Ländern ein offensicht-

lieh veränderter Assoziationsstatus im Vergleich 
zum bisherigen angeboten werden soll. 

Zweifellos wird sich Österreich in der Zukunft 
überlegen müssen, welche Form der Teilnahme 
die höchstmögliche Sicherheit gibt beziehungs­
weise die überhaupt einzige Möglichkeit eines 
umfassenden Schutzes. 

Präsident: Wir gelangen nun zur 9. Anfrage. 

Ich bitte Herrn Bundesrat Johann Kraml (SPÖ, 
Oberösterreich) um Verlesung seiner Anfrage. 

Bundesrat Johann Kraml: Herr Bundesmini­
ster! Meine Frage lautet: 

385/M-BR/94 
Werden Sie bei der Nutzung der ehemaligen Ar­

tilleriekaserne in Linz eine Lösung finden, die dem 
berechtigten dringenden Bedarf des Landesgendar­
meriekommandos Oberösterreich Rechnung trägt, 
das seinen Planungen die mit der Heeresgliederung­
Neu getroffene Vereinbarung, das Mannschaftsge­
bäude Il aus der militärischen Nutzung abzugeben, 
zugrunde gelegt hat? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Sehr 
geehrter Herr Bundesrat! Es hat sich im Zuge der 
Planungen für das Ausbildungskonzept herausge­
stellt, daß wir eine Konzentration der gesamten 
Unteroffiziersausbildung aus den einzelnen Ver­
bänden in der Heeresunteroffiziersschule haben 
sollten, um insbesondere dem gesamten Gesichts­
punkt einer verbesserten Ausbildung im wehr­
pädagogischen Bereich - und das auf einem ein­
heitlichen hohen Niveau - Rechnung tragen zu 
können. Dazu ist es auch erforderlich, daß wir 
eine verstärkte Lehr- und Unterbringungskapazi­
tät haben, wozu dieser Gebäudetrakt zählt. Er 
wird daher gerade generalsaniert, weil wir ihn in 
Zukunft selbst benötigen. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrat Johann Kraml: Herr Bundesmini­
ster! Halten Sie es für sinnvoll, daß Teile der Aus­
bildung der Heeresunteroffiziersschule in Enns in 
die ehemalige Artilleriekaserne nach Linz verlegt 
werden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Das 
h:1be ich mit der Anfragebeantwortung bereits 
zum Ausdruck zu bringen versucht. Wir werden 
in Zukunft eine veränderte Form der Unteroffi­
ziersausbildung haben. Bis jetzt ist der Großteil 
der Unteroffiziersausbildung draußen in den Ver­
bänden erfolgt, was natürlich auch sehr unter­
schiedliche Qualitäten zur Folge hatte. Wir wer­
den in Zukunft eine einheitliche Unteroffiziers-
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ausbildung an der HUOS haben; die HUOS be­
findet sich in Enns, aber sie wird ein Institut in 
Linz haben, das heißt im unmittelbaren örtlichen 
Nahbereich, was sicherlich erforderlich ist, um 
entsprechend koordiniert vorgehen zu können. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur 10. Anfrage. 

Ich bitte Herrn Bundesrat Dr. Günther Hum­
mer (ÖVP, Oberöslerreich) ) um die Formulie­
rung seiner Frage. 

Bundesrat Dr. Günther Hummer: Herr Bun­
desminister! Das Bundesministerium für wirt­
schaftliche Angelegenheiten hat einen 
Umweltschutzbericht herausgegeben. Meine Fra­
ge lautet: 

379/M-BR/94 

Haben auch Sie die Absicht, einen Umwelt­
schutzbericht zu publizieren? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Ja, wir 
haben an sich 1991 einen großen Umweltschutz­
bericht publiziert, weil Umweltschutz für das 
Bundesheer ein ganz wichtiges Prinzip darstellt. 
Wir haben in der Folgezeit nicht jedes Jahr einen 
neuen Umweltbericht publiziert, sondern ergän­
zen jeweils den 1991 erstellten. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrat Dr. Günther Hummer: Welche Um­
weltschutzmaßnahmen wurden im Bereich des 
Bundesheeres verwirklicht? 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Wir 
haben Umweltschutzmaßnahmen in allen Berei­
chen des Umweltschutzes, von der Abfallwirt­
schaft über die Energiewirtschaft, wenn Sie etwa 
an Energiesparmaßnahmen denken, aber auch an 
Versuche für Alternativenergien im Luft-, Was­
ser- und Bodenbereich, Natur- und Landes­
schaftsbiotopschutz, WO wir besondere Maßnah­
men gesetzt haben, hinsichtlich Lärm etwa, durch 
die verstärkte Anschaffung von Simulationssyste­
men, in der Ausbildung, in der Beschaffung, wo 
Umweltkriterien in Zukunft eine besondere Rolle 
spielen sollen und wir ein spezifisches For­
schungsprojekt auch laufen haben. Das heißt, für 
uns ist Umweltschutz nicht irgendeine Angele­
genheit, sondern eine, die ganz großen Vorrang 
hat, weil wir glauben, daß die Institution Heer der 
österreichischen Bevölkerung Sicherheit geben 
soll, Sicherheit im allgemeinen Sinne, und daher 
auch diese Aufgaben in sehr starkem Maße wahr­
nehmen und fördern soll. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrat Dr. Günther Hummer: Erhalten die 
Grundwehrdiener von seiten des Bundesheeres 
Informationen über den Umweltschutz? 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Ja, 
selbstverständlich. Wir haben nicht nur unsere 
organisatorische Ausrichtung im Hinblick auf den 
Umweltschutz verstärkt, etwa durch die Schaf­
fung einer eigenen Umweltschutzabteilung, son­
dern wir haben diese Umweltschutzabteilung, die 
aus einem Büro im Rahmen des Kabinetts hervor­
gegangen ist, auch direkt in die Ausbildungssek­
tion verlagert, um damit zu gewährleisten, daß 
der direkte Kontakt da ist, und wir haben den 
Umweltschutz zum Ausbildungsprinzip erhoben. 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur 11. An­
frage. 

Ich bitte Herrn Bundesrat Albrecht Konecny 
(SPÖ, Wien), das Wort zu ergreifen. 

Bundesrat Albrecht Konecny: Herr Bundesmi­
nister! Meine Frage lautet: 

3861M-BR/94 
Wie viele Wehrpflichtige leisteten mit Stichtag 

1. März 1993 ihren Wehrdienst im österreichischen 
Bundesheer? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Sehr 
geehrter Herr Bundesrat! Es waren insgesamt 
46 570, davon 30 000 Grundwehrdiener, 8 500 
als Zeitsoldaten, zirka 7 000 im Rahmen von 
Waffenübungen beziehungsweise knapp 1 000 im 
Rahmen von Auslandseinsatzpräsenzdiensten. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte sehr. 

Bundesrat Albrecht Konecny: Herr Bundesmi­
nister! Ohne Sie jetzt im Sinne dessen, was Sie 
Kollegen Bösch vorhin gesagt haben, verleiten zu 
wollen, Informationen mitzuteilen, die ausländi­
sche Geheimdienste zu unlässigen Schlüssen ver­
anlassen könnten, hätte ich noch gerne gewußt, 
wie viele davon Acht-Monate-Diener waren? 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Sehr 
geehrter Herr Bundesrat! Man muß davon ausge­
hen, daß der Auslandspräsenzdienst zur Gänze in 
einem bestimmten Verpflichtungszeitraum er­
folgt und nur von Freiwilligen beziehungsweise 
von Kaderleuten durchgeführt wird. 

Das bezieht sich jetzt nur auf den Grundwehr­
dienst. Ich kann Ihnen das jetzt nicht auswendig 
sagen, aber es war ein relativ hoher Anteil. 
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Albrecht Konecny 

Bundesrat Albrecht Konecny: Da Sie diese Zahl 
nicht dahaben, nehme ich an, Sie werden sie mir 
schriftlich zukommen lassen. Können Sie mir die 
Zahl der Soldaten nennen, die als Systemerhalter 
eingesetzt waren? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Das ist 
eine Frage der Definition, was man unter einem 
Systemerhalter versteht. Sie wissen das, Herr 
Bundesrat! Es ist diese Zählung zu einem Zeit­
punkt des alten Systems erfolgt, zu dem wir einige 
tausend Systemerhalter hatten, deren Anzahl in 
der Zukunft aber durch die Umstellung auf das 
neue System, eben überwiegend auch aufgrund 
des Mangels an Grundwehrdienern, radikal ge­
kürzt wird und für die militärisch wichtige Funk­
tionen beziehungsweise den militärisch wichtigen 
Betrieb eingesetzt werden. 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur 13. An­
frage. 

Ich bitte Herrn Bundesrat Johann Payer (SPÖ. 
Burgenland) um die Formulierung seiner Frage. 

Bundesrat Johann Payer: Sehr geehrter Herr 
Bundesminister! Meine Frage lautet: 

387/M-BR/94 
Welche Maßnahmen haben Sie gesetzt, um die 

mit der Heeresgliederung-Neu beschlossenen 
Struktur- und Ausgliederungsmaßnahmen zur 
Budgetentlastung umzusetzen? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Ein 
wesentlicher Teil der Budgetentlastung erfolgt 
durch ein Hintanhalten der Personalkosten, weil 
dadurch der Rahmen in einer gewissen Größen­
ordnung gehalten werden kann. Der zweite Be­
reich ergibt sich etwa aus der Verringerung der 
Infrastruktur, wozu - wie das auch aus den ande­
ren Anfragebeantwortungen, so hoffe ich, hervor­
gegangen ist - selbstverständlich zuerst einmal 
Investitionen gehören, um sie in einigen Berei­
chen auch tatsächlich durchführen zu können. 
Dort, wo sie sofort erfolgen können, ist das be­
reits geschehen. 

Als Ansatzpunkt darf ich noch einmal wieder­
holen, daß in Salzburg 700 Millionen Schilling 
hereingebracht werden können, allerdings noch 
nicht da sind. Andere Liegenschaften werden kei­
ne nach außen hin erkennbare Vorteile bringen, 
weil es um die Aufgabe von Mietobjekten geht, 
und einige werden für andere Zwecke weiterver­
wendet. Wir wären etwa imstande, die Kaserne 
Gallin in Vorarlberg abzugeben, sie dient aller­
dings als Flüchtlingsunterkunft und kann daher 
auch nicht veräußert werden. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrat Johann Payer: Welche Aufgaben 
und Dienstleistungen sind an Private vergeben 
worden? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Wir 
stellen systematisch den gesamten Bereich der La­
gerhaltung auf einen möglichst hohen Privatan­
teil um und haben auch bezüglich Reparaturen 
neue Verträge geschlossen, die insbesondere im 
Bereich der auch auf dem Privatsektor üblichen 
Kfz-Typen möglich ist, in den anderen Bereichen 
leider nicht, weil eine Grundkapazität vorhanden 
sein muß, um bei Einsätzen entsprechend Vor­
sorge treffen zu können. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte sehr. 

Bundesrat Johann Payer: Herr Bundesminister! 
Wie hoch, schätzen Sie, ist das durch diese Maß­
nahme erzielte Einsparungspotential, das Sie er­
reicht haben? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Das ist 
an sich sehr schwer zu sagen, und zwar deshalb, 
weil bei einer Verlagerung aus dem Heeresbe­
reich in den Privatbereich im ersten Moment ein­
mal keine Kostenreduktion anfällt, sondern mög­
licherweise sogar eine Kostensteigerung, weil ja 
die Grundkapazitäten nach wie vor vorhanden 
sind. Das heißt also, wenn man einen Waitungs­
auftrag "hinausgibt", dann sind nach wie vor die 
Infrastruktur im Werkstättenbereich und auch 
noch ein Teil des Personals vorhanden. 

Derartige Umstellungsmaßnahmen können da­
her auch nicht von einem Tag auf den anderen 
erfolgen, sondern nur Zug um Zug und allmäh­
lich, um die vorhandenen Grundstrukturen und 
Kapazitäten zu nutzen und nicht eine Doppelbe­
lastung - das heißt Eigenkosten und Fremdko­
sten - in Kauf nehmen zu müssen. 

Wir haben das Konzept auch dahin gehend aus­
gerichtet, daß wir etwa bei Neuaufträgen im ge­
samten Materialerhaltungsbereich verstärkt in 
diese Richtung gehen und Verträge mit den be­
treffenden Firmen schließen. 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur 14. An­
frage. 

Ich bitte Herrn Bundesrat Mag. Gerhard Tusek 
(ÖVP, Oberösterreich) um die Formulierung sei­
ner Frage. 

Bundesrat Mag. Gerhard Tusek: Herr Bundes­
minister! Meine Frage lautet: 
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Mag. Gerhard Tusek 

381/M-BR/94 
Welche Schwerpunkte setzen Sie 1994 im Be­

reich der Beschaffung? 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Das 
Jahr 1994 steht im Zeichen der Beschaffung, der 
Verbesserung unserer Kampfkraft. Im Vorder­
grund stehen alle Beschaffungsmaßnahmen auf 
dem Lenkwaffensektor. Wir hatten die letzte gro­
ße Beschaffung bezüglich Boden-Boden-Sektor, 
und wir haben erstmals auch Waffen für den Bo­
den-Luft- und Luft-Luft-Bereich angeschafft. 

Dazu kommt, daß wir gleichzeitig auch das Ar­
tilleriewesen deutlich verstärken und etwa durch 
die Anschaffung der M 109 einen wichtigen 
Schritt setzen, der sicherlich zur größten Steige­
rung der Wirkung von Waffen in den letzten 
Jahrzehnten führen wird. Was im Vordergrund 
steht, ist weiters die Beweglichkeit. Das heißt, ei­
ner der Anschaffungsschritte, die allerdings nur 
ansatzweise im heurigen Jahr schlagend werden, 
ist etwa der Ankauf von Radpanzern. 

Präsident: Wird eine Zusatzfrage gewünscht? 
- Bitte. 

Bundesrat Mag. Gerhard Tusek: Herr Bundes­
minister! Gerade im Zuge der Ausbildungsreform 
haben Sie sich für die Beschaffung von Simulato­
ren stark gemacht und eingesetzt. Welche Erfah­
rung gibt es mit Simulatoren, und in welchen Be­
reichen sind diese einsetzbar? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Wir 
haben Simulatoren in fast allen Bereichen einge­
setzt, etwa in der Fliegerabwehr, in der Artillerie, 
bei der Granatwerferbeobachterausbildung, bei 
der Pilotenausbildung, bei der Richtschützenaus­
bildung und bei der Teamausbildung der Panzer­
besatzung. Neu dazugekommen sind auch Simu­
latoren für den Infanteriebereich, die zum ersten 
Mal erprobt werden und bei denen noch im Laufe 
dieses Jahres ein Zuschlag erfolgen soll. 

Die Auswirkungen der Simulation sind etwa im 
infanteristischen Bereich als sehr positiv zu be­
werten, und zwar deshalb, weil auf der einen Seite 
durch einen konkreten Einsatz eine größere Pro­
blemnähe und eine größere Realitätsnähe gege­
ben sind und auf der anderen Seite auch bestimm­
te Emissionen et cetera vermieden werden kön­
nen. 

Ich möchte allerdings hinzufügen, daß selbst­
verständlich die Ausbildung am Simulator die 
Ausbildung in der Realsituation, das heißt am 
konkreten Geschütz oder am konkreten Fahr­
zeug nicht ersetzen kann. 

Präsident: Wird eine zweite Zusatzfrage ge­
wünscht? - Bitte. 

Bundesrat Mag. Gerhard Tusek: Herr Bundes­
minister! Eine Frage zum Bereich der Luftraum­
überwachung: Die Nutzungsdauer der Luftraum­
überwachungsflugzeuge vom Typ DRAKEN ist 
begrenzt. Und da wir wissen, daß eine langfristige 
Planung erforderlich ist, möchte ich Sie fragen, 
ob bereits Planungen für ein Nachfolgemodell 
vorliegen. 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Werner Fasslabend: Es ist 
richtig, daß die Beschaffungszeiträume interna­
tional zirka sechs bis zehn Jahre, das heißt im 
Durchschnitt zirka acht Jahre umfassen. Ich habe 
daher bereits im Jahr 1991 den Auftrag gegeben, 
den Beschaffungsvorgang für das Nachfolgemo­
dell einzuleiten. Es ist damit zu rechnen, daß im 
Jahr 1995 oder 1996 die Frage soweit konkreti­
siert sein wird, daß es in Österreich zu Beschluß­
fassungen kommen kann. Wie das Beispiel etwa 
der Schweiz, aber auch Schwedens oder Finn­
lands zeigt, ist dieser Schritt verteidigungspoli­
tisch zweifellos eine absolute Notwendigkeit, die 
zügig, aber auch mit der entsprechenden Planung 
grundsätzlich und gründlich durchgeführt wer­
den soll. 

Präsident: Die Fragestunde ist hiemit beendet. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Eingelangt ist ein Schreiben des 
Bundeskanzlers betreffend Amtsenthebung des 
Bundesministers Dr. Michael Ausserwinkler und 
Ernennung von Dr. Christa Krammer zur Bun­
desministerin für Gesundheit, Sport und Konsu­
mentenschutz. 

Bevor ich die Frau Schriftführerin um Verle­
sung dieses Schreibens bitte, möchte ich ganz of­
fiziell dem scheidenden Herrn Minister meinen 
herzlichen Dank aussprechen, der aufgrund sei­
ner beruflichen Tätigkeit als Arzt zukunftsorien­
tierte Weichen stellen wollte, was ihm aber nicht 
immer gelungen ist, so wie das jedem halt pas­
siert. 

Jedenfalls fühle ich mich durch das politische 
Klima im Bundesrat verpflichtet, dem scheiden­
den Minister Dank auszusprechen. (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ.) 

Ich bitte nun die Frau Schriftführerin um die 
Verlesung dieses Schreibens. 

Schriftführerin Helga Markowitsch: Das 
Schreiben des Bundeskanzlers hat folgenden 
Wortlaut: 
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Schriftführerin Helga Markowitsch 

"Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Herr 
Bundespräsident mit Entschließung vom 
17. März 1994, ZI. 800 410/0/94, über meinen 
Vorschlag gemäß Artikel 74 Abs. 3 Bundes-Ver­
fassungsgesetz den Bundesminister für Gesund­
heit, Sport und Konsumentenschutz Dr. Michael 
Ausserwinkler vom Amt enthoben hat. 

Gleichzeitig hat der Herr Bundespräsident auf 
meinen Vorschlag vom gleichen Tag gemäß Arti­
kel 70 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz Frau Dr. 
Christa Krammer zur Bundesministerin für Ge­
sundheit, Sport und Konsumentenschutz ernannt. 

Mit dem Ausdruck meiner vorzüglichen Hoch­
achtung 

Ihr Vranitzky." 

Präsident: Eingelangt sind weiters Schreiben 
des Bundeskanzlers beziehungsweise des Bundes­
kanzleramtes betreffend Ministervertretungen. 
Ich ersuche die Frau Schriftführerin um Verle­
sung dieser Schreiben. 

Schriftführerin Helga Markowitsch: 

"An den Präsidenten des Bundesrates 

Sehr geehrter Herr Präsident! 

Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen, daß ich 
mich am 19. und 20. März beziehungsweise in­
nerhalb des Zeitraumes vom 24. bis 29. März 
1994 im Ausland aufhalten werde. 

Gemäß Artikel 69 Abs. 2 Bundes-Verfassungs­
gesetz vertritt mich in dieser Zeit der Herr Vize­
kanzler, den ich hievon in Kenntnis gesetzt habe. 

Mit dem Ausdruck meiner vorzüglichen Hoch­
achtung 

Ihr Vranitzky" 

Das zweite Schreiben: 

"Der Herr Bundespräsident hat am 22. März 
1994, ZI. 800.420158/94, folgende Entschließung 
gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung der Bundesmini­
sterin für Umwelt, Jugend und Familie Maria 
Rauch-Kallat innerhalb des Zeitraumes vom 
22. bis 24. März 1994 den Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft Dipl.-Ing. Dr. Franz 
Fischler mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu machen. 

Für den Bundeskanzler 

Ministerialrat Dr. Wiesmüller" 

Das dritte Schreiben: 

"Der Herr Bundespräsident hat am 17. März 
1994, ZI. 800 420/54, folgende Entschließung ge­
faßt: 

Unter teilweiser Reassumierung der Entschlie­
ßung vom 11. März 1994, ZI. 800 420/45/94, be­
traue ich auf Vorschlag des Bundeskanzlers für 
die Dauer der Verhinderung des Bundesministers 
für Unterricht und Kunst Dr. Rudolf Scholten in­
nerhalb des Zeitraumes vom 22. bis 25. März 
19?4 die Bundesministerin für Frauenangelegen­
hetten Johanna Dohnal mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu machen. 

Für den Bundeskanzler 

Ministerialrat Dr. Wiesmüller" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. 

. Eingelangt sind vier Anfragebeantwortungen, 
die den Anfragestellern übermittelt wurden. Die 
Anfragebeantwortungen wurden vervielfältigt 
und auch an alle übrigen Mitglieder des Bundes­
rates verteilt. 

.. Die eingelangt~n Berichte der Bundesregierung 
uber da~. Ergebms der Verhandlungen über den 
Beitritt Osterreichs zur Europäischen Union und 
betreffend den Bericht über die Ergebnisse der 
Verhandlungen über den Beitritt Österreichs, 
Schwedens, Finnlands und Norwegens zur Euro­
päischen Union, erstellt unter der Verantwortung 
der Präsidentschaft des Rates in Zusammenarbeit 
mit den Dienststellen der Kommission samt Vor­
bemerkung, 

we i seich 

dem Außenpolitischen Ausschuß zur Vorbera­
tung zu. 

Eingelangt sind jene Beschlüsse des Nationalra­
tes, die Gegenstand der heutigen Tagesordnung 
sind. 

Ich habe diese Beschlüsse den in Betracht kom­
m~nden Ausschüssen zur Vorberatung zug e­
wie sen. Die Ausschüsse haben ihre Vorbera­
tungen - mit Ausnahme des Hebammengesetzes, 
das zu einem späteren Zeitpunkt verhandelt wird 
- abgeschlossen und schriftliche Ausschußbe­
richte erstatten. 

Absehen von der 24stündigen Auflagefrist 

Präsident: Im Hinblick darauf sowie mit Rück­
sicht auf einen mir zugekommenen Vorschlag, 
von der 24stündigen Aufliegefrist Abstand zu 
nehmen, habe ich alle diese Vorlagen auf die Ta­
gesordnung der heutigen Sitzung gestellt. 
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Präsident 

Ich bitte jene Mitglieder des Bundesrates, die 
mit der Abstandnahme von der 24stündigen Auf­
liegefrist der Ausschußberichte einverstanden 
sind, um ein Handzeichen. - Dies ist S tim -
meneinhelligkeit. 

Der Vorschlag ist mit der nach § 44 Abs. 3 der 
GO-BR erforderlichen Zweidrittelmehrheit an -
ge no m m e n. 

Wird zur Tagesordnung das Wort gewünscht? 
- Dies ist nicht der Fall. 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Aufgrund eines mir zugekommenen 
Vorschlages beabsichtige ich, die Debatte über die 
Punkte 1 bis 4 sowie 5 und 6 der Tagesordnung 
unter einem abzuführen. 

Die Punkte 1 bis 4 sind Beschlüsse des Natio­
nalrates vom 16. März 1994 betreffend 

ein Abkommen zwischen der Republik Öster­
reich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die gegenseitige Anerkennung von Gleich­
wertigkeiten im Hochschulbereich sowie 

Änderungen des Akademie-Organisationsge­
setzes, 

des Kunsthochschul-Organisationsgesetzes und 
des Kunsthochschul-Studiengesetzes sowie 

Änderungen der Bundesgesetze über geistes­
wissenschaftliche und über naturwissenschaftli­
che Studienrichtungen. 

Die Punkte 5 und 6 sind Beschlüsse des Natio­
nalrates vom 16. März 1994 betreffend 

ein Bundesgesetz über die Errichtung des U ni­
versitätszentrums für Weiterbildung mit der Be­
zeichnung Donau-Universität Krems und 

eine Vereinbarung zwischen dem Bund und 
dem Land Niederösterreich über die Errichtung 
und den Betrieb des Universitätszentrums für 
Weiterbildung mit der Bezeichnung Donau-Uni­
versität Krems. 

Erhebt sich gegen die Zusammenziehung der 
Debatten ein Einwand? - Dies ist nicht der Fall. 
Wir werden daher in diesem Sinne vorgehen. 

1. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
16. März 1994 betreffend ein Abkommen zwi­
schen der Republik Österreich und der Schwei­
zerischen Eidgenossenschaft über die gegenseiti­
ge Anerkennung von Gleichwertigkeiten im 
Hochschulbereich samt Notenwechsel (1386 und 
1514/NR sowie 4764/BR der Beilagen) 

2. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
16. März 1994 betreffend ein Bundesgesetz, mit 

dem das Akademie-Organisationsgesetz geändert 
wird (621/A und 1515/NR sowie 4765/BR der 
Beilagen) 

3. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
16. März 1994 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Kunsthochschul-Organisationsgesetz, 
das Kunsthochschul-Studiengesetz und das Bun­
desgesetz über geisteswissenschaftliche und na­
turwissenschaftliche Studien richtungen geän­
dert werden (679/A und IS16/NR sowie 4766/BR 
der Beilagen) 

4. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
16. März 1994 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz über geisteswissenschaftli­
che und naturwissenschaftliche Studienrichtun­
gen geändert wird (1533 und 15411NR sowie 
4767 und 4772/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen nunmehr in die Tages­
ordnung ein und gelangen zu den Punkten 1 bis 
4, über die die Debatte unter einem abgeführt 
wird. 

Es sind dies Beschlüsse des Nationalrates vom 
16. März 1994 betreffend 

ein Abkommen zwischen der Republik Öster­
reich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die gegenseitige Anerkennung von Gleich­
wertigkeiten im Hochschulbereich samt Noten­
wechsel, 

ein Bundesgesetz, mit dem das Akademie-Or­
ganisationsgesetz geändert wird, 

ein Bundesgesetz, mit dem das Kunsthoch­
schul-Organisationsgesetz, das Kunsthochschul­
Studiengesetz und das Bundesgesetz über 
geisteswissenschaftliche und naturwissenschaftli­
che Studienrichtungen geändert werden, und 

ein Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über geisteswissenschaftliche und naturwissen­
schaftliche Studienrichtungen geändert wird. 

Die Berichterstattung über die Punkte 1 bis 4 
hat Herr Bundesrat Mag. Dieter Langer über­
nommen. Ich bitte ihn um die Berichte. 

Berichterstatter Mag. Dieter Langer: Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Ich erstatte zunächst den Be­
richt zum Tagesordnungspunkt 1. 

Ziel des gegenständlichen Abkommens ist es, 
die Fragen von Anerkennungen und Gleichwer­
tigkeiten in genereller Form zu regeln, um die 
Durchführung an den Hochschulen zu erleich­
tern. 

Das vorliegende Abkommen legt die Bedingun­
gen fest, unter denen Studien zwischen beiden 
Vertragsstaaten angerechnet, Prüfungen aner-

582. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 15 von 38

www.parlament.gv.at



28836 Bundesrat - 582. Sitzung - 24. März 1994 

Berichterstatter Mag. Dieter Langer 

kannt und akademische Grade geführt werden 
können. Der Wortlaut läßt die Möglichkeit offen, 
künftig auch Fachhochschulstudien unter das Ab­
kommen zu subsumieren. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorliegenden Abkom­
mens die Erlassung von besonderen Bundesgeset­
zen im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 B-VG zur 
Überführung des Vertragsinhaltes in die inner­
staatliche Rechtsordnung nicht erforderlich. 

Der Ausschuß für Wissenschaft und Forschung 
stellt nach Beratung der Vorlage am 23. März 
1994 mit Stimmeneinhelligkeit den A n t rag, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Weiters erstatte ich den Bericht des Ausschus­
ses für Wissenschaft und Forschung über den Be­
schluß des Nationalrates vom 16. März 1994 be­
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das Akade­
mie-Organisationsgesetz geändert wird. 

Mit dem vorliegenden Gesetzesbeschluß erhält 
der Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung die Möglichkeit, nach Befassung des Aka­
demiekollegiums Departements einzurichten so­
wie die mit einer Studienrichtung befaßten Mei­
sterschulen und Institute diesem zuzuordnen. 

Als Organe des Departements sind die Depar­
tementkonferenz und der Leiter des 
Departements vorgesehen, dem auch die Vertre­
tung nach außen im Bereich der Teilrechtsfähig­
keit des Departements obliegt. 

Der Ausschuß für Wissenschaft und Forschung 
stellt nach Beratung der Vorlage am 23. März 
1994 mit Stimmeneinhelligkeit den A n t rag, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Ich bringe weiters den Bericht des Ausschusses 
für Wissenschaft und Forschung über den Be­
schluß des Nationalrates vom 16. März 1994 be­
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das Kunst­
hochschul-Organisationsgesetz, das Kunsthoch­
schul-Studiengesetz und das Bundesgesetz über 
geisteswissenschaftliche und naturwissenschaftli­
che Studienrichtungen geändert werden. 

Durch den gegenständlichen Gesetzesbeschluß 
erhält der Bundesminister für Wissenschaft und 
Forschung die Ermächtigung, auch im Kunst­
hochschulbereich Beschlüsse von akademischen 
Behörden, die wegen ihrer finanziellen Auswir­
kungen nicht durchführbar sind, aufzuheben. Der 
Rektor bekommt die Möglichkeit, dem zur Wahl 
oder Entsendung verpflichteten Organ (Gruppe 
von Hochschulangehörigen) eine Frist zu setzen, 
nach deren Ablauf die akademische Behörde als 
richtig zusammengesetzt gilt. 

Ferner sieht der Beschluß aus Gründen der 
Rechtsvereinheitlichung im Kunsthochschul-Stu-

diengesetz eine Übertragung der Kompetenz zur 
Nachfristsetzung vom Bundesminister für Wis­
senschaft und Forschung an den Rektor vor. 

Weiters wird für die an den Kunsthochschulen 
eingerichteten Studienrichtungen zur wissen­
schaftlich-künstlerischen Berufsvorbildung für 
das Lehramt an höheren Schulen eine klare 
Rechtsgrundlage geschaffen. 

Der Ausschuß für Wissenschaft und Forschung 
stellt nach Beratung der Vorlage am 23. März 
1994 mit Stimmeneinhelligkeit den A n t rag, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Schließlich erstatte ich den Bericht des Aus­
schusses für Wissenschaft und Forschung über 
den Beschluß des Nationalrates vom 16. März 
1994 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Bundesgesetz über geisteswissenschaftliche und 
naturwissenschaftliche Studienrichtungen geän­
dert wird. 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß dient nach­
stehenden Zielsetzungen: 

Verbesserung der pädagogischen Ausbildung 
der Lehramtskandidaten durch allgemeine päd­
agogische Lehrveranstaltungen am Studienbeginn 
und verpflichtende Prüfung im Rahmen der zwei­
ten Diplomprüfung aus einem Teilgebiet des 
zweiten Faches; 

Neustrukturierung der Studienrichtung Kunst­
geschichte; 

Einführung der Diplom- und Doktorgrade in 
weiblicher Form; 

Behebung des Redaktionsversehens und Elimi­
nation einer obsolet gewordenen Bestimmung; 

Schaffung einer Abkürzung für den Gesetzesti­
tel. 

Der Ausschuß für Wissenschaft und Forschung 
stellt nach Beratung der Vorlage am 23. März 
1994 mit Stimmeneinhelligkeit den An t rag, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein, die 
über die zusammengezogenen Punkte unter ei­
nem abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Mag. Herbert Bösch. Ich erteile es ihm. 

10.02 
Bundesrat Mag. Herbert Bösch (SPÖ, Vorarl­

berg): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Unter dem ersten Tagesordnungspunkt werden 
wir heute über ein Abkommen zwischen Öster­
reich und der Schweiz debattieren, mit dem 
Gleichwertigkeiten im Hochschulbereich geregelt 
werden. 
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Wie schon bei vorhergehenden Abkommen mit 
der BRD beziehungsweise mit den Niederlanden 
basiert auch dieser Vertrag auf dem gegenseitigen 
Vertrauen in die Qualität der Hochschulbildung 
im jeweils anderen Vertragsstaat. 

Derzeit sind rund 500 österreich ische Staats­
bürger und zirka 170 Schweizer Staatsbürger un­
mittelbar von diesem Abkommen betroffen. Da 
naturgemäß relativ viele der Betroffenen Studie­
rende aus Vorarlberg sind, begrüße ich dieses Ab­
kommen auch als Vorarlberger Mandatar aus­
drücklich. 

Meine Damen und Herren! Nachdem bei uns 
die Regierungsvorlage zu diesem Abkommen be­
kannt wurde, haben sich einige von diesem Ab­
kommen Betroffene an mich gewandt, um nähere 
Auskünfte darüber zu erhalten. Unter anderem 
ist mir folgender Fall bekannt geworden: 

Zwei junge Vorarlberger haben nach erfolgrei­
chem Abschluß einer Lehre am Neutechnikum 
Buchs, einer vor allem in der Wirtschaft sehr ge­
schätzten fachhochschulähnlichen Schweizer Bil­
dungseinrichtung, Elektronik beziehungsweise 
Fernwerktechnik studiert und dieses Studium 
nach sechs Semestern erfolgreich abgeschlossen. 
Beide entschlossen sich erfreulicherweise, ihre 
qualifizierten Kenntnisse in ihren Fachbereichen 
als Lehrer an Berufsschulen unserer Jugend zur 
Verfügung zu stellen, anstatt hochdotierte Posi­
tionen in der Industrie anzustreben. 

Das war ab~r offenbar ein Fehler: Als Vertrags­
bedienstete benötigen die beiden Berufsschulleh­
rer zur Pragmatisierung eine pädagogischen Aus­
bildung, die in diesem Fall an der Pädagogischen 
Akademie in Innsbruck zu machen ist. Dazu ist 
aber eine österreich ische Matura notwendig, also 
wurde von den beiden die Nostrifikation des 
Zeugnisses des Neutechnikums Buchs angesucht. 
Obwohl in einem Fall - der andere Betroffene 
hat noch nicht angesucht - das Wirtschaftsmini­
sterium anstandslos den Ingenieurtitel nach dem 
Ingenieurgesetz 1973 verliehen hat, was norma­
lerweise ja auch eine Matura voraussetzt, stellte 
das Unterrichtsministerium fest, daß die Nostrifi­
kation erst dann erfolgen kann, wenn folgende 
Prüfungen an einer HTL in Österreich nachge­
macht werden. 

Erstens: mündliche Prüfung aus Geschichte 
und Sozialkunde Österreichs; 

zweitens: mündliche Prüfung aus Geographie 
und Wirtschaftskunde Österreichs; 

drittens: mündliche Prüfung aus wirtschaftli­
cher Bildung und Rechtskunde. 

Meine Damen und Herren! In Zeiten der Eu­
ropäischen Integration und der verstärkten inter­
nationalen Konkurrenz ist einer der Haupttrümp-

fe der österreichischen Wirtschaft der hohe Aus­
bildungsgrad unserer Facharbeiter. Wir können 
es uns ganz einfach nicht leisten, daß sich Fachar­
beiter oft auf eigene Kosten an hochgradigen 
fachhochschulähnlichen Einrichtungen in der 
Schweiz oder in einem ähnlich hochentwickelten 
europäischen Land weiterqualifizieren, wir ihnen 
dann aber bei ihrer Rückkehr nach Österreich sa­
gen: Ihr könnt erst dann pragmatisierte Beruf­
schullehrer für Feinwerktechnik oder Elektronik 
werden, wenn ihr wißt, wann Kaiser Franz Joseph 
geboren wurde oder wie der größte Bezirk Öster­
reichs heißt. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, diese 
unbefriedigende Praxis der Nostrifikation ist auch 
bemerkenswert im Hinblick auf die derzeitige 
Debatte um den Zugang zu Universitäten, näm­
lich für Menschen mit Lehrabschlüssen. Ich glau­
be, hier sollte man einmal entsprechende Zeichen 
betreffend diese Praxis setzen. 

Meine Damen und Herren! Das vorliegende 
Abkommen sieht ausdrücklich vor, daß künftig­
hin auch diejenigen Institutionen unter diesen 
Vertrag fallen werden, die Fachhochschul-Stu­
diengänge anbieten werden. Das ist ein Punkt, der 
zum Beispiel für das zukünftige Gelingen der ge­
planten Fachhochschule in Vorarlberg von im­
menser Bedeutung ist, denn damit wird auch eine 
gewisse Attraktivität für Studierende aus dem ge­
samten Bodenseeraum, aus der Schweiz und aus 
Deutschland geboten. 

Auf Schweizer Seite wird voraussichtlich eine 
der ersten Fachhochschulen das Neutechnikum 
Buchs sein. Bekunden wir heute schon in der Pra­
xis der Nostrifikationen, daß wir eine erhöhte 
Mobilität unserer jungen Fachleute wollen und 
behindern wir sie nicht mit unverständlichen 
Vorschriften, die mit dem Geist eines vereinten 
Europas im generellen und mit dem Geist des 
heute zu beschließenden Abkommens im speziel­
len nichts gemein haben. 

Die SPÖ-Fraktion dieses Hauses begrüßt das 
vorliegende Abkommen und wird daher keinen 
Einspruch erheben. - Danke schön. (Beifall bei 
SPÖ und ÖVP.) 10.08 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesrat Dr. Vincenz Liechtenstein. Ich erteile 
ihm dieses. 

lO.08 

Bundesrat Dr. Vincenz Liechtenstein (ÖVP, 
Steiermark): Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte auch zu 
diesem Abkommen zwischen Österreich und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft über die ge­
genseitige Anerkennung von Gleichwertigkeiten 
im Hochschulbereich ein paar Sätze sagen. Vieles 
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hat schon Herr Kollege Bösch gesagt - auch so, 
wie ich es vertreten würde. 

Mit diesem Abkommen wird die Gleichwertig­
keit im Universitäts- beziehungsweise Hochschul­
bereich zwischen Österreich und der Schweiz, 
also die gegenseitige Anerkennung von Prüfun­
gen, Studien und akademischen Graden, festge­
legt. Das ist im Hinblick auf Europa eine sehr 
wesentliche Frage, wobei es sich allerdings nicht 
ausdrücklich auf die Berufsausübung bezieht. Die 
Festlegung beruht auf dem Grundsatz von gegen­
seitigem Vertrauen in die Qualität der Hoch­
schulbildung im jeweils anderen Vertragsstaat. 
Die Schweiz ist aber ein übernationaler Staat, was 
gerade auch im Hinblick auf die europäische Ent­
wicklung von Bedeutung ist. Mit drei verschiede­
nen Sprachen, Deutsch, Französisch und Italie­
nisch ... (Bundesrat Mag. Bös c h: Vier!) - vier, 
pardon! Wir haben gerade in unserem Österreich 
eine übernationale Tradition, da wir im Zentrum 
Europas liegen. 

Ich habe gestern den Vertreter Ungarns getrof­
fen, der mir gesagt hat: Ungarn wird jetzt auch 
den Antrag auf Beitritt in die Europäische Union 
stellen. Auch das ist für uns sehr wesentlich. 

Mit der Schweiz verbindet uns aber auch im 
Zentrum Europas eine gemeinsame Tradition, 
eine gemeinsame Geschichte, aber auch eine sehr 
wesentliche gemeinsame Zukunft. Und dieses 
Abkommen ermöglicht es auch auf dem Sektor 
Europa, daß Prüfungen anerkannt werden, daß 
akademische Titel und Auszeichnungen verwen­
det werden können; das ist eine sehr wesentliche 
Sache. Meiner Meinung nach sollte es nicht nur 
ein wirtschaftliches, ein sicherheitspolitisches, ein 
verkehrspolitisches oder umweltpolitisches Euro­
pa, sondern auch ein kulturelles, bildungspoliti­
sches, wissenschaftliches und geeintes Europa 
nicht nur in der Gegenwart, sondern auch in Zu­
kunft geben. 

Deshalb begrüße. ich dieses Abkommen und 
hoffe, daß auch auf diesem Sektor der großen -
ich möchte fast sagen - jahrtausendalten euro­
päischen Tradition gefolgt wird. Ich möchte jetzt 
nicht mehr auf Details gehen, denn das ist ja be­
reits geschehen. 

Meine Fraktion wird diesem Abkommen die 
Zustimmung. geben. - ~.ch danke sehr herzlich. 
(Beifall bei OVP und SPO.) 10.11 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesrat Dr. Peter Kapral. Ich erteile es ihm. 

10.11 
Bundesrat Dr. Peter Kapral (FPÖ, Wien): Sehr 

geehrter Herr Präsident! Herr Staatssekretär! 
Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Ich muß 
meinem Vorredner doch widersprechen. So schön 
seine Darstellung des geeinten Europas, das alle 

Lebensbereiche umfassen soll, auch ist, so zeigt es 
gerade, daß die Schweiz - wir befassen uns heute 
mit diesem Abkommen mit der Schweiz - doch 
anscheinend eigene Wege geht, weil ja sonst ein 
solches Abkommen im Hinblick auf die Bestim­
mungen des EWR oder eines allfälligen Beitritts 
zur Europäischen Union nicht notwendig wäre. 
Aber die Schweiz, der Schweizer Bundesbürger 
hat andere Vorstellungen, sodaß wir uns wahr­
scheinlich nicht das letzte Mal mit speziellen Ab­
kommen mit der Schweiz befassen werden, son­
dern die Zukunft wird zeigen, daß auch noch auf 
anderen Gebieten solche Vereinbarungen mit un­
serem Nachbarland notwendig sein werden. 

Die Notwendigkeit, ein solches Abkommen zu 
schließen, ersieht man schon aus der Tatsache, 
daß es ja nicht opportun ist, sich immer wieder in 
Einzelfällen mit der Nostrifizierung in der 
Schweiz erworbener akademischer Grade oder 
sonstiger Bezeichnungen zu befassen, und daß es 
nicht zuletzt auch aus Gründen der Verwaltungs­
vereinfachung zweckmäßiger ist, diesbezüglich 
eine generelle Regelung zu schaffen. Aus diesem 
Grund wird meine Fraktion dem Antrag, keinen 
Einspruch zu erheben, gerne zustimmen. 

Lassen Sie mich aber auch noch einige Worte 
zu den anderen Tagesordnungspunkten sagen, die 
hier unter einem verhandelt werden. Tagesord­
nungspunkt 2 betrifft eine Novelle des Akade­
mie-Organisationsgesetzes. Die darin vorgesehe­
ne Neuregelung der institutionellen Zusammen­
arbeit wird von der freiheitlichen Fraktion eben­
falls begrüßt. Sicherlich wird es immer wieder 
notwendig sein, solche punktuellen, kleinen An­
passungsmaßnahmen durchzuführen. Trotzdem 
möchte ich die Gelegenheit dazu nutzen, noch 
einmal generell auf die Mängel in der Organisa­
tionsstruktur des österreichischen U niversitäts­
wesens hinzuweisen, auf das Fehlen klarer Ent­
scheidungsstrukturen, die immer wieder zu sol­
chen punktuellen Verbesserungen zwingen und 
eigentlich unterstreichen, daß wir uns noch im­
mer nicht zu einer grundsätzlichen Neuordnung, 
zu einer grundsätzlichen Revision des gesamten 
Universitätswesens aufraffen konnten, die unse­
rer Ansicht nach zweckmäßigerweise nicht alle 
Details betreffen sollte - das geht schon aus den 
unterschiedlichen AufgabensteIlungen, aus dem 
unterschiedlichen Aufbau der einzelnen Univer­
sitäten hervor. Der Gesetzgeber sollte sich einmal 
gründlich mit der Frage befassen, ob es nicht 
zweckmäßig wäre, ein Universitäts-Rahmenge­
setz zu beschließen und den einzelnen Universitä­
ten entsprechend Spielraum bezüglich Autono­
mie und Gestaltungsüberlegungen einzuräumen. 

Diese ganz allgemeinen Überlegungen gelten 
natürlich auch für die im Tagesordnungspunkt 3 
zur Behandlung stehende Novelle des Kunsthoch­
schul-Organisationsgesetzes, bei der zusätzlich 
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noch die Frage der Hochschulautonomie hinein­
spielt. Hier ist vorgesehen, daß von seiten des Mi­
nisteriums gewisse Eingriffe erfolgen können, 
wenn die Organe der Hochschule säumig sind. 
Wir glauben auch in diesem Fall, daß die Rege­
lung an und für sich, die hier für den konkreten 
Fall getroffen wird, akzeptabel ist, und wir wer­
den dem Antrag, keinen Einspruch zu erheben. 
ebenfalls zustimmen. 

Tagesordnungspunkt 4 sieht einen Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates über die geisteswissen­
schaftlichen und naturwissenschaftlichen Stu­
dienrichtungen vor. Ich brauche nicht besonders 
zu unterstreichen, daß jede Verbesserung der 
pädagogischen Ausbildung und der didaktischen 
Fähigkeiten unserer Absolventen, die dann später 
wieder wichtige Aufgaben in der Erziehung unse­
rer Kinder und Jugendlichen übernehmen müs­
sen, zu begrüßen und von Vorteil ist. Für mich 
bleibt nur die Frage offen, warum man diesen 
Mangel am Aufbau dieses Studiums erst jetzt er­
kannt hat und erst jetzt die an sich naheliegenden 
Verbesserungsmaßnahmen trifft. Aber im Hin­
blick auf die Bedeutung eines solches Schrittes 
werden wir auch gegen diesen Antrag, keinen 
Einspruch zu erheben, nichts einwenden. - Dan­
ke vielmals. (Beifall bei FPÖ und ÖVP.) /0.18 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesrat Dietmar Wedenig. Ich erteile ihm die­
ses. 

/0.18 
Bundesrat Dietmar Wedenig (SPÖ, Kärnten): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Staatssekre­
tär! Hoher Bundesrat! Der Aufschwung der Uni­
versitäten ist nicht zu übersehen. Gab der Staat 
vor 25 Jahren für die Ausbildung seiner Akade­
miker nur 2,3 Milliarden Schilling jährlich aus, so 
sind es heute schon mehr als 25 Milliarden Schil­
ling. 

1992/93 gab es in Österreich rund 
200 000 Studierende. Das österreichische Schul­
system bringt allerdings im internationalen Ver­
gleich zu wenig hochqualifizierte Absolventen 
hervor. Klagen über eine Maturantenschwemme 
oder einen Akademikerüberschuß sind daher 
nicht angebracht, denn laut letztem OECD-Be­
richt ist diesbezüglich sogar ein Nachholbedarf zu 
registrieren. Wir liegen im Vergleich zu Ländern 
wie Deutschland, Frankreich, Italien und Schwe­
den, sowohl was die Maturanten- als auch was die 
Studenten- und Akademikerquoten betrifft, je­
weils an der letzten Stelle. Die Studienzeiten sind 
viel zu lang, und viel zu wenige Studenten kom­
men zu einem Abschluß. Daher ist eine weitere 
Hochschulreform notwendig, und jede einzelne 
Novelle bedeutet einen Schritt nach vor. 

Wir brauchen aber auch eine verstärkte Inter­
nationalisierung unserer Hochschulen, schon al-

lein im Hinblick auf den Beitritt Österreichs zur 
Europäischen Union. 

In diesem Zusammenhang sehe ich auch das 
heute zu beschließende Abkommen zwischen der 
Republik Österreich und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über die gegenseitige Aner­
kennung von Gleichwertigkeiten im Hochschul­
bereich, worüber mein kompetenter Kollege Mag. 
Bösch aus Vorarlberg ausführlich gesprochen hat. 

Zum vorliegenden Bundesgesetz, mit dem das 
Akademie-Organisationsgesetz geändert werden 
soll, kann festgestellt werden, daß dadurch eine 
sehr sinnvolle Möglichkeit zur Bildung von De­
partments und kleineren Einheiten geschaffen 
wird. Sie dienen zur Beratung des Akademiekol­
legiums und der Studienkommission in allen An­
gelegenheiten der dem Department zugeordneten 
Meisterschulen und Institute. 

Durch die vorliegende Novelle zum Kunst­
hochschul-Organisationsgesetz soll nunmehr der 
Bundesminister für Wissenschaft und Forschung 
auch im Kunsthochschulbereich Beschlüsse von 
akademischen Behörden, die wegen ihrer finan­
ziellen Auswirkungen nicht durchführbar sind, 
aufheben können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es 
wird zu überlegen sein, wo Reformansätze zu su­
chen sind. Es wäre aber wünschenswert, daß die 
Strukturen unserer Kunsthochschulen organisa­
torisch dahin gehend geändert werden, daß sie in 
etwa das Niveau des Universitäts-Organisations­
gesetzes erreichen. 

Durch das vorliegende Kunsthochschul-Stu­
diengesetz wird im Kunsthochschulbereich ein 
weiterer Schritt in diese Richtung gesetzt. Wir 
schaffen nämlich eine einheitliche Rechtslage, in­
dem auch im Kunsthochschul-Studiengesetz die 
Kompetenz zur Nachfristsetzung auf den Rektor 
übertragen wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wie 
richtig wohl durchdachte Organisationsreformen 
sind, zeigten die letzten Diskussionen bei uns in 
Kärnten. Wir sind froh und glücklich darüber, 
daß unsere Universität in Klagenfurt nunmehr als 
gesichert erscheint, obgleich nicht alles zur voll­
sten Zufriedenheit aller geregelt wurde. Immer­
hin gibt es jetzt für die auslaufende Studienrich­
tung Sprachwissenschaft zwei Fakultäten in Kla­
gen furt. 

Bereits im kommenden Wintersemester wird 
elie Organisationsreform an den Universitäten in 
Klagenfurt, Leoben, Unz und an der Universität 
für Bodenkultur in die Wege geleitet. Die Bun­
desregierung beschreitet den richtigen Weg, da 
sie dem Bereich Wissenschaft und Forschung 
Priorität einräumt. Wie notwendig die Verselb-
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ständigung des Ministeriums im Jahre 1970 war, 
zeigt allein die Tatsache, daß sich seither der 
Hochschulraum in Österreich verdoppelt hat. 
Auch die Zahl der Lehrenden an Universitäten ist 
seit 1970 etwa um 70 Prozent gestiegen. 

Für uns Sozialdemokraten sind auch in Hin­
kunft folgende Punkte wesentliche Eckpfeiler der 
Hochschulpolitik: Wir wollen keinen Nume­
rus clausus, und wir sind gegen die Einführung 
von Studiengebühren; die Reform der Universitä­
ten muß fortgesetzt werden; ihre innere organisa­
torische Reform geht weiter; einzelne Studien­
richtungen müssen tiefgreifend verändert wer­
den, zum Beispiel die Lehramtsstudien, die Über­
setzer- und Dometschausbildung, das Medizin­
und das Veterinärmedizinstudium; Universitäts­
lehrer soll es künftig auch auf Zeit geben, die Be­
zahlung sollte teilweise von deren Leistung ab­
hängig sein; die Universitäten, die Wirtschaft und 
alle anderen Forschungseinrichtungen brauchen 
eindeutige Vorgaben und eine finanzielle Unter­
stützung, wenn Österreich im immer härter wer­
denden internationalen Konkurrenzkampf nicht 
zurückfallen will - in diesem Zusammenhang 
fordern wir auch, daß die Stipendien sobald wie 
möglich an die gestiegenen Lebenshaltenskosten 
angepaßt werden -; sowie Investitionsprogram­
me bezüglich Bau und Ausstattung unserer Uni­
versitäten und mehr Lehrpersonal. 

In der Öffentlichkeit wird kritisiert, daß an der 
Universität keine wirkliche Vorbereitung auf den 
Lehrberuf stattfindet. - Meine sehr geehrten Da­
men und Herren! Mit der Novelle zum Bundesge­
setz über geisteswissenschaftliche und naturwis­
senschaftliche Studienrichtungen wird ein weite­
rer Schritt zu einer verbesserten pädagogischen 
und didaktischen Lehrerausbildung gesetzt. Die 
Tendenz dieser Novellierung, nämlich die Verla­
gerung von schulpraktischen Lehrveranstaltun­
gen an den Beginn des Studiums zu stellen, ist 
sehr sinnvoll, da somit das pädagogische Element 
im ersten Studienabschnitt verstärkt wird. Es wird 
aber dadurch auch den Studierenden die Chance 
eröffnet, die notwendigen Fähigkeiten, das päd­
agogische Geschick zu überprüfen und eventuell 
den Ausbildungsweg noch zu ändern. 

Die Novelle bringt nun die Einrichtung einer 
Studieneingangsphase auch im Bereich der päd­
agogischen Ausbildung im ersten und im zweiten 
Semester. Für diese Zeit sind pädagogische und 
schulpraktische Lehrveranstaltungen in Zukunft 
zwingend vorgeschrieben, und es muß eines der 
beiden Prüfungsgebiete des zweiten Teils der 
zweiten Diplomprüfung aus der zweiten Studien­
richtung gewählt werden. Dadurch soll der Kritik, 
daß das Zweitfach vernachlässigt werde, begegnet 
werden. Mit dieser Novelle ist ein wichtiger 
Schritt getan, weitere müssen aber folgen. 

In bezug auf die zu novellierende Studienord­
nung ist für die allgemeine pädagogische Ausbil­
dung der Lehramtskandidaten sicher der Zeitrah­
men noch zu erweitern. Es gilt, Rechnung zu tra­
gen: den neuen didaktischen und pädagogischen 
Anforderungen an die Lehrer durch die breite 
Streuung der Schüler an den Unterstufen der 
AHS, den besonderen Anforderungen im Bereich 
der berufsbildenden höheren und mittleren Schu­
len und den erzieherischen Herausforderungen 
aus dem gesellschaftlichen Umfeld der Schule wie 
zum Beispiel Drogen, Gewalt, Aggression, Ver­
haltensauffälligkeit und anderes mehr. 

Abschließend: Lehrer sollen in Zukunft mehr 
Generalisten als Spezialisten in ihren Fächern 
und in ihrer wissenschaftlichen Tätigkeit sein. 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Aus den angeführten 
Gründen gibt die sozialdemokratische Fraktion 
den zitierten Gesetzesnovellen gerne ihre Zustim­
mung. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 10.27 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesrat Mag. Gerhard Tusek. Ich erteile ihm 
dieses. 

J().27 .. 
Bundesrat Mag. Gerhard Tusek (OVP, Ober-

österreich): Sehr geehrter Herr Präsident! Ge­
schätzter Herr Staatssekretär! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Die Situation an unseren 
Universitäten, Hochschulen und Akademien wur­
de in den letzten Jahren hier sehr eingehend erör­
tert, und auch meine Vorredner taten dies in sehr 
ausführlicher und gekonnter Art und Weise. Die 
Universitätsreform ist der richtige Weg. Natürlich 
ist das nicht ein einmaliger Prozeß, sondern ein 
kontinuierlicher Vorgang. 

Lassen Sie mich einen Punkt der heute zur De­
batte stehenden Tagesordnungspunkte besonders 
herausgreifen: die Novelle des Bundesgesetzes 
über geisteswissenschaftliche und naturwissen­
schaftliche Studienrichtungen und insbesondere 
- Kollege Wedenig hat das bereits angeschnitten 
- die Verbesserung der pädagogischen Ausbil-
dung der Lehramtskandidaten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Er­
lauben Sie, daß ich als AHS-Lehrer vor allem die­
ses pädagogische Element besonders beleuchte. 

Die Erwartungen, die heute die Gesellschaft an 
die Schule und speziell an die Lehrer stellt, sind 
oftmals sehr hoch und sehr schwer zu erfüllen. 
Ich höre oft in persönlichen Gesprächen mit El­
tern die Aussage, daß sie mit ihrem Kind bezie­
hungsweise mit ihren zwei bis drei Kindern nicht 
mehr fertig werden. An die Schule und an die 
Lehrer stellt man aber die Anforderung, daß sie 
mit 25. 30 oder sogar mehr - bis zu 36 Kindern 
fertig werden. 
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Wir Lehrer - das können Sie mir glauben -
bemühen uns um jedes Kind und versuchen, jeder 
Schülerin und jedem Schüler das richtige an In­
halten, an Werten und Praktiken zu vermitteln. 
Dies gelingt auch in den meisten Fällen, wenn der 
entsprechend notwendige Einsatz des Lehrers ge­
geben ist. Aber - auch das sei hier ungeschminkt 
gesagt - in Einzelfällen gelingt es uns manchmal 
nicht. Und gerade diese Einzelfälle sind es, die 
dann öffentliche Kritik hervorrufen. 

Die Erwartungen an den Lehrer, an die Lehre­
rin sind sehr hoch. Eine wesentliche Vorausset­
zung, daß man im Beruf diese Erwartungen auch 
tatsächlich erfüllen kann, ist eine entsprechend 
solide und fundamentierte pädagogische Ausbil­
dung. Da hört man das Argument sehr oft - es 
ist auch von Kollegen Dr. Kapral angesprochen 
worden -, daß Lehrer an höheren Schulen zuwe­
nig pädagogisch ausgebildet wären. 

Ich gestehe durchaus ein, daß diese Kritik in 
der Vergangenheit richtig gewesen sein mag, aber 
jetzt nicht mehr. Daher ist Ihr Vorwurf, Herr Dr. 
Kapral, daß diese Maßnahme viel zu spät einset­
ze, auf der einen Seite durchaus berechtigt, aber 
es ist andererseits diesbezüglich in den letzten 
Jahren einiges geschehen und verbessert worden. 

Es ist - das ist in der Öffentlichkeit vielleicht 
viel zuwenig bekannt - notwendig, daß ein Leh­
rer im Laufe seines Studiums eine entsprechende 
pädagogische Ausbildung macht und vor allem 
dieses Schulpraktikum in der Länge von zwölf 
Wochen absolviert. 

Was aber meist nicht erwähnt wird, ist, daß es 
für den Lehrer an höheren Schulen noch ein 
zweites Anstellungserfordernis neben dem positi­
ven Abschluß des Studiums, neben der Lehramts­
prüfung gibt. Und diese zweite Säule, dieses zwei­
te Anstellungserfordernis ist das Unterrichtsprak­
tikum. Dieses Unterrichtspraktikum, das ein gan­
zes Schuljahr dauert, ist vor allem die wesentliche 
Grundlage für die pädagogische Ausbildung des 
Lehrers. (Bundesrat Dr. Kap r a I: Das kann nur 
die praktische Anwendung! Er muß es vorerst ge­
lehrt bekommen!) - In dieser Form, wie wir heu­
te das Unterrichtspraktikum vorfinden, nicht, 
aber es ist eben auch das zweite Anstellungserfor­
dernis. 

Wenn der Lehrer im Laufe des Unterrichts­
praktikums zwei Klassen selbständig unterrichtet 
und bei einigen Kollegen auch hospitierend mit­
geht, dann hat er die Möglichkeit, zu seinem eige­
nen Stil zu finden. Aber ich begrüße es - darin 
stimmen wir ja überein -, daß die pädagogische 
Ausbildung mit dieser Novelle vorgezogen wird. 
Das halte ich für einen sehr wichtigen Punkt. Kol­
lege Wedenig hat es auch schon erwähnt. Es ist ja 
so, daß jemand - das kann in einzelnen Fällen 
durchaus passieren - während dieses Schulprak-

tikums erkennen kann, daß er die pädagogische 
Fähigkeit für ein Lehramtsstudium nicht mit­
bringt. Es werden wenige Fälle sein, aber es ist 
sehr wichtig, daß man diese Erfahrung möglichst 
frühzeitig macht und dann noch entsprechend 
umsatteln kann. Man muß ja das Fachstudium, 
das man begonnen hat, nicht unbedingt für das 
Lehramt machen; es gibt ja auch sehr viele Di­
plomstudien. Wenn man erkennt, daß man päd­
agogisch zuwenig oder nicht geeignet ist, dann 
soll man so früh als möglich umsteigen. 

Ich glaube, daß gerade diese Novelle ein wichti­
ger Schritt in die richtige Richtung ist, in Rich­
tung verstärkter Aufwertung der pädagogischen 
Ausbildung des Lehrers. Daher wird meine Frak­
tion sehr gerne die Zustimmung erteilen. (Beifall 
bei ÖVP und SPÖ.) 10.34 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist auch nicht der Fall. 

Die A b s tim m u n g über die vorliegenden 
Beschlüsse des Nationalrates erfolgt getrennt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Be­
schluß des Nationalrates vom 16. März 1994 be­
treffend ein Abkommen zwischen der Republik 
Österreich und der Schweizerischen Eidgenos­
senschaft über die gegenseitige Anerkennung von 
Gleichwertigkeiten im Hochschulbereich samt 
Notenwechsel. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Dies ist 
Stimmeneinhelligkeit. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n gen 0 m m e n. 

Wir kommen weiters zur Abstimmung über 
den Beschluß des Nationalrates vom 16. März 
1994 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Akademie-Organisationsgesetz geändert wird. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Dies ist 
Stimmeneinhelligkeit. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
sam i t a n gen 0 m m e n. 
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Wir kommen nun zur Abstimmung über den 
Beschluß des Nationalrates vom 16. März 1994 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Kunst­
hochschul-Organisationsgesetz, das Kunsthoch­
schul-Studiengesetz und das Bundesgesetz über 
geisteswissenschaftliche und naturwissenschaftli­
che Studien richtungen geändert werden. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Dies ist 
Stimmeneinhelligkeit. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit an gen 0 m m e n. 

Schließlich kommen wir zur Abstimmung über 
den Beschluß des Nationalrates vom 16. März 
1994 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Bundesgesetz über geisteswissenschaftliche und 
naturwissenschaftliche Studienrichtungen geän­
dert wird. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Dies ist 
Stimmeneinhelligkeit. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n gen 0 m m e n. 

5. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
16. März 1994 betreffend ein Bundesgesetz über 
die Errichtung des Universitätszentrums für 
Weiterbildung mit der Bezeichnung Donau-Uni­
versität Krems (1497 und 1539/NR sowie 
4768/BR der Beilagen) 

6. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
16. März 1994 betreffend eine Vereinbarung 
zwischen dem Bund und dem Land Niederöster­
reich über die Errichtung und den Betrieb des 
Universitätszentrums für Weiterbildung (Do­
nau-Universität Krems) samt Anlage (1498 und 
1540/NR sowie 4769/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zu den Punkten 5 
und 6 der Tagesordnung, über die die Debatte 
ebenfalls unter einem abgeführt wird. 

Es sind dies: Beschlüsse des Nationalrates vom 
16. März 1994 betreffend 

ein Bundesgesetz über die Errichtung des Uni­
versitätszentrums für Weiterbildung mit der Be­
zeichnung Donau-Universität Krems und 

eine Vereinbarung zwischen dem Bund und 
dem Land Niederösterreich über die Errichtung 
und den Betrieb des Universitätszentrums für 
Weiterbildung (Donau-Universität Krems) samt 
Anlage. 

Die Berichterstattung über die Punkte 5 und 6 
hat Herr Bundesrat Mag. Gerhard Tusek über­
nommen. Ich bitte ihn um die Berichte. 

Berichterstatter Mag. Gerhard Tusek: Hohes 
Haus! Ich bringe den Bericht des Ausschusses für 
Wissenschaft und Forschung über den Beschluß 
des Nationalrates vom 16. März 1994 betreffend 
ein Bundesgesetz über die Errichtung des Univer­
sitätszentrums für Weiterbildung mit der Be­
zeichnung Donau-Universität Krems. 

Der vorliegende Gesetzesbeschluß wurde auf 
der Basis von Verhandlungen zwischen dem Bun­
desministerium für Wissenschaft und Forschung 
und der niederösterreichischen Landesregierung 
ausgearbeitet und beinhaltet die Errichtung des 
Universitätszentrums für Weiterbildung mit der 
Bezeichnung Donau-Universität Krems durch ein 
- einfaches - Bundesgesetz. 

Der Aufgabenbereich des Universitätszentrums 
für Weiterbildung ist entsprechend dem Allge­
meinen Hochschul-Studiengesetz geregelt und 
umfaßt die im AHStG vorgesehenen Studien, 
ausgenommen Diplom- und Doktorratsstudien 
sowie Kurzstudien. Eine allfällige Erweiterung 
des Aufgabenprofils des Zentrums, zum Beispiel 
auch hinsichtlich der Doktorratsstudien, wird von 
der künftigen wissenschaftlichen Gesamtentwick­
lung des Universitätszentrums für Weiterbildung 
abhängen und wäre nur auf Basis ergänzender ge­
setzlicher Regelungen möglich. 

Der Ausschuß für Wissenschaft und Forschung 
stellt nach Beratung der Vorlage am 23. März 
1994 mit Stimmenmehrheit den A n t rag', kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Ich bringe weiters den Bericht des Ausschusses 
für Wissenschaft und Forschung über den Be­
schluß des Nationalrates vom 16. März 1994 be­
treffend eine Vereinbarung zwischen dem Bund 
und dem Land Niederösterreich über die Errich­
tung und den Betrieb des Universitätszentrums 
für Weiterbildung (Donau-Universität Krems) 
samt Anlage. 

Das Arbeitsübereinkommen der beiden Regie­
rungsparteien sieht für die XVIII. Gesetzgebungs­
periode die Errichtung eines Universitätszen­
trums für Weiterbildung mit der Bezeichnung 
"Donau-Universität Krems" vor. Aufgrund der 
vorliegenden Vereinbarung stellt das Land Nie­
derösterreich ohne Refundierungsansprüche die 
Räumlichkeiten mit vorhandener Ausstattung zur 
Verfügung und sorgt für die Deckung des sich 
daraus ergebenden Ersatz- und Erneuerungsbe­
darfes in technologisch jeweils aktueller Form ab 
dem Zeitpunkt der Errichtung des Universitäts­
zentrums für Weiterbildung. Weiters trägt das 
Land Niederösterreich den Gebäudebetriebsauf­
wand einschließlich des Aufwandes für das Haus-
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personal. Der Bund wird den Personalaufwand 
für Verwaltungspersonal und wissenschaftliches 
Stammpersonal und den künftigen Sachaufwand 
tragen. Kosten, die weder dem Bund noch dem 
Land Niederösterreich zugeordnet werden kön­
nen, sind aus Eigenmitteln des Universitätszen­
trums für Weiterbildung zu finanzieren. Die kon­
kreten Verpflichtungen sind der Vereinbarung zu 
entnehmen. 

Der Ausschuß für Wissenschaft und Forschung 
stellt nach Beratung der Vorlage am 23. März 
1994 mit Stimmenmehrheit den An t rag, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein, die 
über die zusammengezogenen Punkte unter ei­
nem abgeführt wird. 

Zu Wort gemeldet hat sich der Herr Bundesrat 
Dr. Peter Kapral. Ich erteile ihm dieses. 

10.41 
Bundesrat Dr. Peter Kapral (FPÖ, Wien): Herr 

Präsident! Herr Staatssekretär! Sehr geehrte Da­
men und Herren! Hohes Haus! Ich persönlich 
hätte es durchaus verstanden - ja ich hätte es 
sogar begrüßt -, wenn man im Hinblick auf den 
Zustrom zu den österreichischen Universitäten 
Überlegungen dahin gehend angestellt hätte, 
eventuell auch durch die Schaffung neuer Uni­
versitäten diesen Zug in Richtung Massenuniver­
sität besser in den Griff zu bekommen und nicht 
nur Überlegungen, die in die Richtung gehen, daß 
man allein durch die Schaffung neuer universitä­
rer Einrichtungen, also die Errichtung neuer Ge­
bäude, neuer Institute und so weiter, eine bessere 
Voraussetzung für das Studium an den österrei­
chischen Universitäten geschaffen hätte. Man 
hätte also durchaus auch Überlegungen in die 
Richtung anstellen können, daß eine solche neue 
Universität im Bundesland Niederösterreich er­
richtet wird. 

Die Errichtung eines Universitätszentrums für 
Weiterbildung mit der Bezeichnung "Donau­
Universität Krems" ist aber meiner Meinung nach 
ein Torso, ein Etikettenschwindel, und man geht 
dabei von einer völlig falschen Ausgangslage, von 
einer falschen Beurteilung der Voraussetzungen 
aus. 

Wenn man bedenkt, daß es in Krems ja aus­
schließlich darum geht, Weiterbildungsmöglich­
keiten, sogenannte Post-Graduate-Ausbildungs­
lehrgänge zu schaffen, so stellt sich doch primär 
einmal die Frage, ob es nicht zweckmäßiger wäre, 
solche Weiterbildungseinrichtungen in Anknüp­
fung an bestehende Ausbildungseinrichtungen zu 
schaffen. Die Problemstellung, wie sie in den Er­
läuterungen angeschnitten wird, nämlich daß im 
Hinblick auf den großen Umfang des ordentli­
chen Studienangebotes an den bestehenden Uni-

versitäten Weiterbildungsangebote schwer zu or­
ganisieren sind, hält einer Prüfung nicht wirklich 
stand. Eine Reihe von Weiterbildungseinrichtun­
gen an den bestehenden Universitäten, die sich 
sehr gut bewähren, beweisen das. Sie sind deswe­
gen dort angesiedelt, weil sie die bestehenden uni­
versitären Einrichtungen nutzen können. 

Ich darf in diesem Zusammenhang auch daran 
erinnern, daß die Gebäude und Einrichtungen 
der österreichischen Universitäten ja bei weitem 
nicht in dem Maße genutzt werden, in dem dies 
möglich wäre, da sie ja doch einen Teil des Jahres 
stillstehen beziehungsweise zugesperrt sind. 

Es liegt, glaube ich, auf der Hand, daß die Wei­
terbildung immer wichtiger wird, daß die Not­
wendigkeit des permanenten Lernens, des lebens­
langen Studierens, Bedeutung gewinnt. Aber ich 
möchte in diesem Zusammenhang auch immer 
auch die Frage der Zweckmäßigkeit stellen, und 
die Zweckmäßigkeit spricht natürlich dafür, vor­
handene Infrastrukturen zu nutzen und nicht nur 
für die Weiterbildung neue zu schaffen. 

Rein formell ist es natürlich richtig, wenn hier 
steht, daß Krems ein Angebot im Rahmen der 
ordentlichen Studien bietet. Aber was wird denn 
in Krems angeboten? - Erweiterungsstudien, 
Aufbaustudien, internationale Studienprogram­
me und Ergänzungsstudien. Sie müssen jedoch et­
was weiterlesen. - Den Erläuterungen ist zu ent­
nehmen: Krems bietet weder ein Diplom- noch 
ein Doktorratsstudium; auch die Bezeichnung 
"ordentliche Studien" mag zwar formell richtig 
sein und den im Allgemeinen Hochschulstudien­
gesetz üblichen Bezeichnungen entsprechen, in 
Wirklichkeit ist dieses Angebot jedoch ein Torso. 

Auch die Bezeichnung "Universitätszentrum" 
kann in die Irre führen: Universitätszentrum ist 
üblicherweise ein Gebäudekomplex, wie wir ihn 
in Wien im Bereich der Wirtschaftsuniversität mit 
dem Universitätszentrum Althanstraße haben, 
aber nicht eine Universität, die ein in sich ge­
schlossenes Lehrangebot bietet. 

Ich kann mich auch mit der Problemstellung, 
wie sie in den Erläuterungen dargelegt ist, nicht 
identifizieren. Ebenso bin ich der Meinung, daß 
die Zielsetzung, wie sie hier formuliert ist, besser 
erreicht werden hätte können, hätte man einen 
anderen Weg gewählt. (Vizepräsident S t r u t­
zen b erg e r übernimmt den Vorsitz.} 

Der Hintergrund der Entscheidung, die letzt­
lich zu diesem Torso-Angebot geführt hat, ist 
klar. Es wären aber sicherlich der Wissenschafts­
minister und die Bundesregierung besser beraten 
gewesen, hätten sie diese Entscheidung nicht nur 
aus der Überlegung heraus getroffen, dem Bun­
desland Niederösterreich und der Stadt Krems ir-
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gendwie zu einer Universität zu verhelfen müs­
sen, sei sie auch noch so rudimentär. 

Wie gesagt: Es besteht kein grundsätzlicher 
Einwand, daß auch Krems oder das Bundesland 
Niederösterreich Universitätsstandort werden -
ich glaube, in diesem Punkt bin ich auch mit mei­
nem Kollegen Schreiner einer Meinung -, aber 
es sollte diese Entscheidung so getroffen werden, 
daß sie in ein zwar nicht existierendes, aber not­
wendiges Gesamtkonzept unserer universitären 
Ausbildung hineinpaßt. 

Meine Damen und Herren! Sie können von uns 
nicht verlangen, daß wir bei einer solchen Lösung 
mitmachen. Sie werden ja unglaubwürdig, wenn 
Sie solche Kunststücke vollführen, um nicht zu 
sagen: Kunsttricks anwenden, um den Vorstellun­
gen eines Bundeslandes zu entsprechen, das un­
bedingt einen Universitätsstandort haben möchte. 

Wir Freiheitlichen sind aber jederzeit bereit, an 
einer sauberen, sachlichen und zweckmäßigen 
Lösung mitzuwirken. Dafür können Sie auch un­
sere Zustimmung als Opposition haben, nicht 
aber für eine Lösung, wie sie heute hier zur Be­
handlung steht. 

Meine Fraktion sieht sich daher nicht in der 
Lage, dem Antrag, keinen Einspruch zu erheben, 
zuzustimmen. - Ich brauche wohl nicht beson­
ders zu betonen, daß dies auch für den 6. Tages­
ordnungspunkt, für die Vereinbarung zwischen 
dem Bund und dem Land Niederösterreich, gilt. 
- Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 10.51 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner: Herr Vizepräsident Professor Dr. Scham­
beck. - Bitte. 

10.51 
Bundesrat Dr. Herbert Schambeck (ÖVP, Nie­

derösterreich): Herr Präsident! Herr Staatssekre­
tär! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Da 
mir unmittelbar nach Herrn Bundesrat Dr. Kap­
ral das Wort erteilt wurde, habe ich somit Gele­
genheit, als erster Redner der Österreich ischen 
Volkspartei deren Standpunkt zur Gründung ei­
ner Donau-Universität in Krems darzulegen, was 
mich zu folgender Aussage veranlaßt: Herr Bun­
desrat Dr. Kapral! Ihr Nein hat mich keineswegs 
überrascht, der Inhalt Ihrer Ausführungen hat 
mich - im Gegenteil - positiv motiviert, da die 
Rede Ihres Kollegen im Nationalrat, die ich mir 
durchgelesen habe, nicht sich so sehr in dem Be­
mühen um eine sachliche Konfrontation ausge­
richtet war. 

Herr Bundesrat Dr. Kapral! Es freut mich, Ih­
ren Worten entnehmen zu können, daß Sie eine 
positive Haltung zu einer Universitätsgründung 
in Niederösterreich einnehmen. Das heißt, daß 
Sie sich den Plänen, daß Krems den eingeschlage­
nen Weg, nämlich zu einer akademischen Stätte 

zu werden, die dem entspricht, was man hinläng­
lich unter Universität versteht, fortsetzen kann, 
nicht verschließen. Daß Sie diesem Gesetzesbe­
schluß nicht Ihre Zustimmung erteilen, ist der 
Standpunkt Ihrer Partei. Die Begründung hat 
Ihre persönliche Note, mit der ich mich jetzt als 
niederösterreichischer Mandatar auseinanderset­
zen möchte. Dieser Gesetzesbeschluß ist für uns 
in Niederösterreich von großer Bedeutung, und 
der Tag der Beschlußfassung ist für uns nieder­
österreichische Bundesräte ein besonderer Tag. 
Denn unser Bundesland hat in der jahrhunderte­
alten Geschichte Österreichs wie kaum ein ande­
res Bundesland immer Opfergänge gemacht und 
Leistungen erbracht, hat jedesmal an das Gesamte 
des Staates gedacht, und zwar über unsere heutige 
Dimension zwischen Neusiedlersee und Bodensee 
in unseren neun Bundesländern hinaus. 

Denken Sie doch an die Geschichte Öster­
reichs: Diese Geschichte ist eigentlich mit der des 
Landes, das jahrhundertelang "das Land unter der 
Enns" gewesen ist, verbunden gewesen, ja gerade­
zu identisch. 

Der Herr Landeshauptmann von Niederöster­
reich Dr. Pröll hat gestern anläßlich des Besuches 
des bayerischen Ministerpräsidenten Dr. Stoiber 
auch auf jene Urkunde hingewiesen, die sich im 
bayerischen Staatsarchiv befindet. Auch ich habe 
den Wunsch, daß die Bayern uns schon vor dem 
Jahr 1996 diese Urkunde zur Verfügung stellen; 
es gibt ohnedies viele Urkunden im bayerischen 
Archiv. - Ich hoffe, daß die Bayern mir nicht 
deshalb gleich den Bayerischen Verdienstorden 
aberkennen, aber ich hielte es für eine gute Idee, 
wenn diese Urkunde bei uns bleiben könnte. 

An dieser Stelle möchte ich Ihnen sagen, daß 
von Niederösterreich Entscheidendes für diesen 
Staat ausgegangen ist. Und Niederösterreich hat 
dabei nicht an das gedacht, was bei anderen Bun­
desländern eine Selbstverständlichkeit gewesen 
ist, weil es eigentlich im gesamten Staat unterge­
gangen ist. So hat Niederösterreich bis zur Mitte 
der sechziger Jahre nicht einmal eine eigene Lan­
deshymne gehabt, es hat auch keine Landeshaupt­
stadt gehabt, und das obwohl Niederösterreich ein 
stark ausgeprägte Staatsbewußtsein und auch ein 
sehr starkes Viertel bewußtsein hat. - Sie wissen, 
daß das Verhältnis von Landes- und Regionalbe­
wußtsein - jetzt müssen wir au~h das Europabe­
wußtsein hinzuzählen - in Osterreich unter­
schiedlich ist. 

Was die Universitätsgeschichte betrifft, wissen 
wir, daß Wien Reichs- und Residenzstadt gewesen 
ist. Es war sowohl Hauptstadt eines großen Rei­
ches und es war gleichzeitig auch die Hauptstadt 
eines sogenannten Kronlandes. Daher war auch 
die Universität Wien, aus der sehr viele von uns 
hervorgegangen sind, sowohl für die Bundes­
hauptstadt Wien als auch für das Land Nieder-
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österreich eine Landesuniversität. Die Universität 
Wien ist für Österreich überhaupt zu einer Visit­
karte geworden. 

Wir wissen aber ganz genau, daß sich alles wei­
terentwickelt, sich auch ein Landesbewußtsein 
weiterentwickelt, noch dazu - das darf ich wohl 
sagen - ist Niederösterreich mit 12 Mandataren 
in dieser Länderkammer vertreten, Wien mit 11 
Mandataren; die übrigen Zahlen kennen Sie -
wobei sich das auch auch ändern kann, ohne daß 
man deshalb gleich famiIienpolitisch in irgendei­
ner Weise Zeugungsprämien abgeben müßte. 
Daß die Bevölkerungsentwicklung sehr wohl er­
folgreich weitergeht, sehen wir ja daran, daß wir 
uns trotz der Fristenlösung mit dem Hebammen­
gesetz beschäftigen. 

Wenn Niederösterreich als größtes Bundesland 
an Bevölkerung so stark ist, auch in der Länder­
kammer präsent ist, wenn wir überdies wissen, 
daß die Universitäten überfüllt sind - vor allem 
die Wiener Universität - und die Weiterbildung 
heute ein europäisches Gebot ist, um uns auf die 
Europäische Union vorzubereiten, den europäi­
schen Leistungswettbewerb erfolgreich bestehen 
zu können, dann müssen wir neue Wege gehen. 
Und es hat sich das Land Niederösterreich, und 
zwar nicht erst seit heute, sondern schon seit lan­
gem höchst verdient gemacht um diese akademi­
sche Verantwortung und setzt in seiner landespo­
litischen Entwicklung diesen erfolgreichen Schritt 
fort. 

Lassen Sie mich - weil wir uns hier im Bun­
desrat immer mehr als in anderen Bundesgremien 
um eine Fortschreibung des Föderalismus be­
müht haben - auch sagen, daß das Zustande­
kommen dieser Donau-Universität in Krems auf 
bildungspolitischem Gebiet wahrlich ein hervor­
ragendes Zeichen für kooperativen Föderalismus 
ist. Das zeugt von dem Bemühen von Bund und 
Ländern, hier gemeinsam etwas zustandezubrin­
gen. In diesem Falle sind es die Republik Öster­
reich gemeinsam mit dem Wissenschaftsministe­
rium und dem Bundesland Niederösterreich. Und 
das ist sicher ein ganz wertvoller und erfolgs­
trächtiger Schritt. 

Ich unterrichte seit dem Jahr 1966 - von der 
ersten Stunde an - an der Linzer Universität, 
deren Lehrkörper ich seit 1967 angehöre; vorher 
war ich in Innsbruck. Ich habe das genau verfolgt, 
ich war bei allen Diskussionen um die Linzer 
Universität dabei: Da war Herr Präsident Maleta 
und Herr Minister Piffl-Percevic, der am Beginn 
wie Herr Bundesminister Dr. Busek gezögert hat, 
der sich auch überlegt hat: Kann man das auch 
unterbringen? Kann man das tun? Und es spricht 
für den Herrn Vizekanzler und Bundesminister 
Dr. Busek, daß er sich dem verständnisvoll ange­
schlossen hat, nachdem er es gehörig geprüft hat. 

Aber wo immer eine Universität neu geschaf­
fen wird, haben die bestehenden Einrichtungen 
darüber wahrlich keine Freude. Ich kenne nie­
manden, der Interesse hat an einer Konkurrenz. 
Dazu gibt es auch eine entsprechende Einstel­
lung: Groß ist jeder gern allein! Das betrifft Per­
sonen, das betrifft Einrichtungen, das betrifft 
Länder - wir sehen ja jetzt bei der Debatte um 
die EU-Mitgliedschaft Österreichs, wie "aufge­
schlossen" man Neuem gegenüber ist. 

Was die Universitäten betrifft, werden sie sich 
jetzt, im Jahr 1994, genauso wie das damals in 
den sechziger Jahren der Fall war, überlegen, ob 
sie bereit sind, das, was an Bildungsbudget in ei­
nem Topf vorhanden ist, mit anderen entspre­
chend zu teilen. 

Die Universität Salzburg und die Universität 
Linz hatten zu Beginn ihres Werdens genau die­
selben Schwierigkeiten wie die Niederösterreicher 
nun mit Krems. Und da ich lange genug dem aka­
demischen Leben angehöre, nämlich mehr als 
drei Jahrzehnte lang, darf ich Ihnen versichern, 
daß sich das spiegelbildlich wiederholt hat. Herr 
Landeshauptmann Dr. Gleißner, wenn es ihn 
noch gäbe, und der Herr Landeshauptmann Dr. 
Wenzl sowie auch Herr Landeshauptmann Dr. 
Ratzenböck, sie alle können ihre Geschichten er­
zählen, wie diese Entwicklung in Linz gewesen 
ist. 

Ich muß ehrlich sagen, ich freue mich sehr dar­
über, daß wir heute sehen können, wie bei der 
Gründung einer neuen Universität ein eigenstän­
diger Weg gegangen wird, ohne Douplette von 
bestehenden Universitäten zu sein. Wir sehen, 
daß das erfolgsträchtig sein kann, und das Land 
Niederösterreich hat hier einen entscheidenden 
Schritt gesetzt. 

Wir müssen uns auch deshalb freuen, weil wir 
uns doch alle bemühen, klarzumachen, wie groß­
artig der Beschluß von Maastricht ist, das Subsi­
diaritätsprinzip auf europäischer Ebene lebens­
nah und kostensparend zum Tragen zu bringen. 
Ich selbst habe vor kurzem erst Gelegenheit ge­
habt, direkt in Maastricht über Subsidiarität und 
die Identität der Länder im europäischen Kon­
zept zu sprechen. Wenn wir uns um das Subsidia­
ritätsprinzip bemühen, dann kann ich nur sagen: 
Hier hat sich das Subsidiaritätsprinzip auf bil­
dungspolitischem Gebiete in hervorragendster 
Weise verwirklicht - ich freue mich besonders, 
daß ich das heute in Anwesenheit des stellvertre­
tenden Landesamtsdirektors für Niederöster­
reich, dem Vortragenden Hofrat Dr. Hürbe, und 
dem Vortragenden Hofrat Universitätsprofessor 
Dr. Schmitz sagen kann, meine Damen und Her­
ren -, weil nämlich sowohl die Politiker als auch 
die Beamtenschaft, aber auch eine breite Öffent­
lichkeit, für die noch ÖVP-Nachredner sprechen 
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werden, positiv aufgeschlossen sind für dieses ver­
mehrte Ja auf bildungspolitischem Gebiet. 

Ich darf daran erinnern, daß bereits 1984 der 
damalige Landeshauptmann von Niederöster­
reich, mein Freund Siegfried Ludwig, mit den 
Rektoren diese Initiative besprochen hat und in 
einer Pressekonferenz auf akademischem Boden 
diesen Plan, in Niederösterreich aktiv zu werden, 
vorgestellt hat, daß 1986 eine Projektgruppe 
"Universitäre Einrichtungen in Niederösterreich" 
geschaffen wurde und daß damals schon der Kon­
takt seitens des Landes Niederösterreich und den 
zuständigen Persönlichkeiten der Landesregie­
rung und der Beamtenschaft mit der Rektoren­
konferenz aufgenommen wurde, wobei die Lan­
desamtsdirektion, wie sie heute hier vertreten ist, 
auch damals dort mit tonangebend war. Danach 
ist es zur Gründung der wissenschaftlichen Lan­
desakademie in Krems gekommen, wobei für die 
Errichtung der Landesakademie 1987 ein eigenes 
niederösterreichisches Landesgesetz geschaffen 
wurde. Im Jahr 1988, also ein Jahr später, fand 
die Eröffnung dieser Landesakademie statt, wobei 
das Land Niederösterreich von Haus aus - und 
daher darf niemand im politischen und auch nicht 
im akademischen Bereich überrascht sein - den 
Wunsch geäußert hat, den Weg zu einer Universi­
tät gehen zu können, daß also die Landesakade­
mie für uns nicht Endstadium sein soll, sondern 
ein entscheidendes Zwischenstadium, um zu ei­
ner Donau-Universität zu gelangen. 

Wer könnte angesichts der Tatsache, daß es 
mehrere Universitäten in Österreich gibt, dem 
größten Bundesland - sowohl territorial als auch 
was die Bevölkerung und die Entwicklung an­
langt - diesen Wunsch verwehren. Wir sind auf­
grund großartiger Leistungen Agrarland Num­
mer eins geblieben, was auch keine Selbstver­
ständlichkeit ist, wenn Sie an die Bevölkerungs­
entwicklung denken, und wir haben eine 
hervorragende Regionalpolitik, die neben dem 
Bemühen um eine Landeshauptstadt in St. Pölten 
von Herrn Landeshauptmann Dr. Siegfried Lud­
wig grundgelegt wurde und nun von Landes­
hauptmann Dr. Pröll fortgesetzt wird. Dazu darf 
ich anmerken, daß es diese Initiativen bereits in 
der Regierungszeit von Landeshauptmann 
Dipl.-Ing. Hartmann und von Herrn Ökonomie­
rat Andreas Maurer als Entwicklungsphasen ge­
geben hat, denn damals haben verschiedene Re­
formen Platz gegriffen - ich denke hier etwa 
auch an die Schulreform und an die Gemeindere­
form -, sodaß das Etappen der Landespolitik in 
Niederösterreich sind. Es war, das darf ich Ihnen 
sagen, der Wunsch nach einer Universität immer 
vorhanden. 

Ich gebe allerdings zu, Herr Bundesrat Dr. 
Kapral: Wenn ich von Universität spreche, dann 
denke ich an die Fakultätsgliederung, dann denke 

ich an Sponsion, dann denke ich auch an eine 
Promotion. Wenn ich mir aber die europäische 
Bildungslandschaft ansehe, dann weiß ich, daß all 
das nicht von heute auf morgen geschieht, son­
dern aufgrund einer kontinuierlichen Entwick­
lung. Und da möchte ich als niederösterreichi­
scher Bundesrat, aber auch als oberösterreichi­
scher Professor - und beides bin ich schon im 
dritten Jahrzehnt - feststellen, daß - entgegen 
der Erfahrung, die man mit Universitätsgründun­
gen machen kann - in Niederösterreich wirklich 
ein guter Fortschritt erzielt wurde. Wenn man 
sich das ansieht, wie hier die Vertreter der Wirt­
schaft, die Vertreter der verschiedenen politi­
schen Parteien, der Landesverwaltung, aber auch 
die Rektorenkonferenz ein gemeinsames Bemü­
hen an den Tag gelegt haben, ein solches Konzept 
einer Donau-Universität zustande zu bringen, 
dann ist das, das muß ich ehrlich sagen, ein wert­
voller Ansatz. 

Ich sage, ein wertvoller Ansatz, weil ich das, 
was wir gestern bereits mit einer dankenswerten 
Anfrage im Ausschuß des Bundesrates ange­
schnitten haben, auch im Plenum des Bundesrates 
deponieren will: Wir Bundesräte Niederöster­
reichs - ich glaube, daß das auch mitgetragen ist 
von den übrigen Damen und Herren der ÖVP­
Bundesratsfraktion, und für die darf ich als Frak­
tionsobmann sprechen - würden uns freuen, 
wenn dieses Gesetz der erste Ansatz dazu wäre, 
daß sich die Donau-Universität Krems weiterent­
wickeln kann zu einer Universität, die eines Tages 
Fakultätsgliederung besitzt. 

Wenn Sie sich die Geschichte der Universitäten 
vergegenwärtigen, so sehen Sie, daß früher Uni­
versitäten mit dem Namen eines Landesherrn ver­
bunden waren, der diesbezüglich initiativ gewesen 
ist. Wir in Linz nennen, obwohl auch Fouche in 
Linz gewesen ist, bevor er in Venedig gestorben 
ist, die Universität nicht Fouche-Universität, weil 
er nur auf der Durchreise in Linz war, sondern 
wir nennen sie Kepler-Universität, weil Kepler als 
bedeutender Naturforscher in Linz gelebt und ge­
wirkt hat. Allerdings waren die ersten Fakultäten 
Sozial-, Wirtschafts- und Rechtswissenschaft, erst 
später ist die naturwissenschaftliche dazugekom­
men. 

Oder nehmen Sie Salzburg. Die Salzburger 
Universität hat keine medizinische Fakultät. Sie 
hat eine ganz andere Fakultätsgliederung, und ich 
darf Sie daran erinnern, daß die Salzburger Uni­
versität Jahre, ja Jahrzehnte hindurch eine theo­
logische Fakultät gehabt hat. Der Salzburger Uni­
versitätsverein hat jahrzehntelang bestanden und 
hat sehr viel Geld aufgetrieben. Ich meine, ich 
darf hier wirklich sagen, daß in der Ära des Herrn 
Bundeskanzlers Dr. DolIfuß und des Herrn Bun­
deskanzlers Dr. Schuschnigg so viel Geld da war 
- das im Jahr 1938 die Nationalsozialisten als 
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"Goldschilling" abserviert haben -, daß damit 
die Universitätsgründung schon erfolgen hätte 
können. 

Ich möchte damit sagen, es gibt unterschiedli­
che Etappen der Entwicklung. Außerdem kann 
heute niemand behaupten, daß die Salzburger 
Universität im europäischen Konzept nicht eine 
große Rolle spielt. Und ich bin überzeugt davon, 
daß wir bei dem, was sich jetzt öffnet - und ich 
möchte jetzt auf das Wort "Donau-Universität" 
zu sprechen kommen -, gerade zum richtigen 
Zeitpunkt aktiv werden können. Dafür sollten wir 
eigentlich dem Land Niederösterreich herzlich 
danken. 

Ich war vorgestern in Budapest und habe an der 
Budapester Rechtsfakultät zwei Gastvorlesungen 
gehalten, und zwar eine über die parlamentari­
sche Kontrolle der Regierung und eine über Min­
derheitenschutz als Grundrecht. In der einen wa­
ren 200 Hörer, in der anderen 400 Hörer. Das hat 
man bei uns selten, jedenfalls wir haben es nicht. 
Und wie diese Hörer aufgeschlossen waren! Zwi­
schen den beiden Vorlesungen habe ich zwei 
Stunden Zeit gehabt, und da habe ich mit den 
Leuten von der Fakultät gesprochen. Wissen Sie 
welchen Wunsch die geäußert haben? - Der 
Herr Dekan und die übrigen Kollegen sind an ei­
ner Kooperation auf akademischem Gebiet im 
Donauraum interessiert. Ich habe gleich in der 
Nacht meinen Rektor, der auch Vorsitzender der 
Österreichischen Rektorenkonferenz ist, Herrn 
Professor Hengstschläger angerufen - er war 
mein jüngster 'Assistent, mein Schüler -, und ich 
darf Ihnen sagen, er ist völlig damit einverstan­
den, daß wir diese Kooperation beginnen. Ich 
habe die Budapester Kollegen sofort auf die Do­
nau-Universität in Krems aufmerksam gemacht, 
damit wir im Donauraum auf akademischem Ge­
biet das fortsetzen, was in hervorragender Weise 
die Landeshauptleute von Niederösterreich an 
Kooperation bereits eingebracht haben, als es 
noch nicht den freien Durchgang, sondern den 
Eisernen Vorhang gegeben hat. 

Daher glaube ich, daß wir mit diesem Schritt 
zur Donau-Universität, zu den Post-graduate­
Studies, zu den akademischen Kooperationen -
ich war vor einiger Zeit auch an der Karls-Uni­
versität bei Herrn Professor Palous und jetzt bei 
Professor Maly; da ist jetzt der Wechsel im Rekto­
rat erfolgt; ich habe gestern Herrn Professor Pa­
lous zu einem Vortrag eingeladen und für Herbst 
Herrn Professor Maly von Prag - von Nieder­
österreich aus wirklich dieses Herzstück, das 
Österreich in der Kooperation des Akademischen 
darstellt, in großartigster Weise einbringen kön­
nen, und ich glaube, daß dieser neue Typ dazu die 
entsprechende Öffnung bietet. 

Ich möchte jetzt nicht - darüber wird sicher­
lich noch einiges geschrieben werden - auf die 

Frage der Rechtspersönlichkeit, des Anstaltscha­
rakters dieser Körperschaft eingehen - damit 
möchte ich Sie juristisch nicht langweilen, obwohl 
das für einen Offentlich-Rechtler sicherlich eine 
Delikatesse ist -, nur, meine Damen und Herren, 
sollten wir die Tatsache, daß Niederösterreich et­
was Neues beginnt, nicht mit etwas Kritischem, 
Ablehnendem hier verbinden. Ich freue mich da­
her sehr, daß in den beiden Koalitionsparteien ein 
übereinstimmendes Ja bestanden hat. Für dieses 
Verständnis möchte ich mich als niederösterrei­
chischer Mandatar auch auf der anderen Seite un­
seres Raumes bedanken. 

Ich freue mich sehr - ich habe auch diesen 
Parteigremien angehört, die dieses Regierungs­
übereinkommen mit vorbereitet haben -, daß 
vorher ein Gespräch stattgefunden hat zwischen 
denen, die die Regierungsverantwortung über­
nehmen, und ich freue mich sehr, daß schon im 
Status nascendi der Kooperation beider Großpar­
teien das Ja zu diesem Universitätszentrum in 
Niederösterreich bestanden hat. 

Ich habe die Ehre, dem Gremium dieser Lan­
desakademie anzugehören, und ich sage Ihnen 
ehrlich: Für mich ist das jedesmal eine berei­
chernde Stunde, wenn ich dort sehe, wie Spitzen­
repräsentanten des Landes, nämlich der Landes­
regierung und der Beamtenschaft, Repräsentan­
ten der politischen Parteien in Niederösterreich, 
der Wirtschaft und so weiter, sich gemeinsam be­
mühen um den Fortschritt in der Landesakade­
mie - das ist ja nicht leicht, aber er gelingt -
und wenn man jetzt sieht, wie diese akademischen 
Schritte vorbereitet und gesetzt werden. 

Natürlich wird es notwendig sein, die Aufga­
benbereiche der Landesakademie der letzten Zeit 
und der Donau-Universität für die Zukunft ent­
sprechend zu koordinieren. Man kann dem Land 
nur dankbar dafür sein, daß es imstande war, 
schon bisher über 500 Millionen Schilling in Pro­
gramme zu investieren, daß die Landesakademie 
mehr als tausend Teilnehmer bei rund 40 post­
gradualen Programmen aufzuweisen hat, und ich 
bin überzeugt davon, daß wir all das, was Nieder­
österreich wirtschaftlich, in seiner Entwicklung, 
in seiner Kooperation mit den Nachbarstaaten 
einbringt, auf akademischem Boden mit diesen 
Post-graduate-Studies im Rahmen der Donau­
Universität glänzend werden fortsetzen können. 

Was ich den Worten des Herrn Bundesrates Dr. 
Kapral ebenfalls entnehmen darf - ich darf es an 
den Schluß meiner Ausführungen stellen -, das 
ist das Ja, daß dieses große und so geschichts­
trächtige Bundesland Niederösterreich eine Uni­
versität bekommt. Ich sage jetzt nicht Universi­
tätseinrichtungen, denn Universitätseinrichtun­
gen haben wir schon in Niederösterreich; ich 
könnte eine ganze Liste aufzählen, welche Wiener 
Universitätsinstitute sich in Niederösterreich be-
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finden. Ich habe die Ehre, seit 25 Jahren als Bun­
desratsmandatar für meine Partei im Verwal­
tungsbezirk Baden zu sein, und wenn ich von 
Vöslau zur Sprechstunde nach Pottenstein fahre 
- das heißt, gefahren werde, denn ich bin des 
Autofahrens nicht fähig; mein Beitrag zur Ver­
kehrssicherheit -, dann fahre ich -jedesmal dort 
an der Raimundgegend vorbei, und dort ist dieses 
große Gestüt, das der tierärztlichen Universität 
gehört. Ich könnte noch viele andere nennen, wo­
bei ich in diesem Zusammenhang mit Respekt 
den Namen des Professors Zacher nennen möch­
te, den es leider nicht mehr gibt. Er war ein gro­
ßer Rektor und hat auch für Niederösterreich viel 
geleistet. 

Meine Damen und Herren! Es gibt eine Reihe 
von Universitätsinstituten und -einrichtungen in 
Niederösterreich, und man muß der Niederöster­
reichischen Landesregierung wirklich Respekt da­
für zollen, wie dieses Land schon vor dem Jah­
re 1984 bereit gewesen ist, in Österreich Univer­
sitäten zu unterstützen, auch die Wiener Univer­
sität. 

Was die Wiener Universitäten an Förderungen 
durch das Land Niederösterreich erhalten haben, 
obwohl das ein anderes Bundesland war, würde 
jetzt eigentlich erwarten lassen, daß all diejenigen, 
die in Wien diese Förderung durch das Land Nie­
derösterreich erhalten haben, jetzt genauso Ver­
ständnis haben für die akademischen Anliegen in 
Niederösterreich und wie sich das in Krems jetzt 
entwickelt. 

Zum Schluß kommend darf ich sagen: Wenn 
wir uns jetzt - 1994 - und in den kommenden 
Monaten vorbereiten auf das Jahrtausend 996 -
1996, Ostarrichi, Neuhofen und das Jubiläum un­
seres Staates, dann, glaube ich, hat das Land Nie­
derösterreich nicht nur sich einen hervorragen­
den Dienst erwiesen, sondern - lassen Sie mich 
das als Bundesratsmandatar ausdrücken - der 
gesamten Republik. Österreich, weil ein ganz 
wertvoller Denkanstoß zu einer wichtigen Wei­
terentwicklung auf wissenschafts- und bildungs­
politischem Gebiet zu einem Zeitpunkt gegeben 
wird, zu dem wir uns auf der einen Seite unserer 
großen historischen Tradition bewußt sein wollen 
im Hinblick auf dieses Jubiläum, aber gleichzeitig 
auch dessen, was heute notwendig ist, um in die­
sem integrierten Europa - ich sage nur ein Stich­
wort: das EURASMUS-Programm; ich war kürz­
lich an der Universität in Coimbra zu einer Gast­
vorlesung eingeladen und weiß, was die dort ein­
bringen in das EURASMUS-Programm, an dem 
wir teilhaben wollen; Herr Vizekanzler Dr. Busek 
bemüht sich auch darum - Gelegenheit nehmen 
zu können, an dieser europäischen Entwicklung 
durch neue Akzente teilzunehmen und auch Ge­
geneinladungen auszusprechen. Ich weiß um die 
Landesaußenpolitik des Landes Niederösterreich, 

das durch solche Einladungen mit uns in dieser 
Drehscheibe Europas seinen Beitrag leistet. 

Ich bin überzeugt davon, daß die Donau-Uni­
versität Krems die große Tradition, die das Land 
Niederösterreich auf verschiedenen Gebieten be­
gründet und fortgesetzt hat, auch auf akademi­
schem Gebiet sicherlich bereichern wird, und ich 
wünsche der Donau-Universität in Krems den 
Weg zur Fakultätsgliederung. - Ich werde dann 
sicherlich nicht mehr die Ehre haben, in diesem 
Haus dazu zu sprechen, ich wünsche aber vielen 
in diesem Haus, daß sie die Gelegenheit haben, 
das hier mitzutragen. Ich wünsche weiters, daß es 
zu der Einhelligkeit kommt, die notwendig ist, 
damit Bildungsgeschehen erfolgreich sein kann. 
- Meine Fraktion wird die Zustimmung hiezu 
geben. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) Jl.l5 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächste 
Wortmeldung: Herr Bundesrat Koczur. - Bitte. 

1l.J5 
Bundesrat Anton Koczur (SPÖ, Niederöster­

reich): Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Sehr 
geehrte Damen und Herren des Bundesrates! 
Mein geschätzter Vorredner hat es - wie immer 
- verstanden, in seinem Debattenbeitrag zur 
Entwicklung des universitären Geschehens in un­
serem Lande auch die geschichtliche Entwicklung 
nicht zu vergessen. Er hat auch sehr viele Namen 
genannt und sich letztlich dann auch bei der lin­
ken Seite dieses Hauses dafür bedankt, daß wir in 
dieser universitären Frage mitgegangen sind. 

Hiezu darf ich einerseits einmal feststellen, daß 
mit Landeshauptmann Ludwig und Landeshaupt­
mann-Stellvertreter Ernst Höger eine neue politi­
sche Kultur in Niederösterreich gepflogen wurde, 
und daher haben wir auch die Errichtung einer 
Donau-Universität Krems immer gemeinsam ge­
tragen. 

Um die Dinge ein wenig zurechtzurücken: Ich 
bin nicht solange in der Politik, aber immerhin 
seit den fünfziger, sechziger Jahren. Und wenn 
ich die Namen Ludwig, Pröll, Hartmann, Maurer 
höre, und Sie haben dann ganz konkret noch die 
Schulreform und die Gemeindereform ange­
schnitten, Belange, die meiner Erinnerung nach 
Jahrzehnte hindurch in der Verantwortung der 
sozialdemokratischen Landesregierungsmitglie­
der gestanden sind, dann drängen sich mir natür­
lich auch die Namen Papp, Kuntner, Tschadek, 
Czettel, Grünzweig und jetzt Ernst Höger auf. 
Das wollte ich noch ergänzend einbringen. (Bun­
desrat lng. Pe n z: Hoffentlich wissen die auch, 
daß sie so große Beiträge geLeistet haben! - Bun­
desrat Prä hau s e r: Sie wissen es!) Es ist schon 
wieder einmal einem Ihrer Zwischenrufe vorbe­
halten, die Tätigkeit sozialdemokratischer Regie­
rungsmitglieder in Niederösterreich nicht nur ei­
ner kritischen, sondern einer abwertenden Be-
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merkung zu unterziehen. (Bundesrat Ing. Pe n z: 
Das ist ein Mißverständnis!) Ich glaube, es wäre 
wirklich nicht notwendig, daß Sie das immer ein­
bringen. 

Ich gehe davon aus, daß die positive Entwick­
lung, die hier genannt worden ist, schon zum gu­
ten Teil, vor allen Dingen im letzten Jahrzehnt, 
darauf zurückzuführen ist, daß in Niederöster­
reich aUe Kräfte, die es gibt, gemeinsam ans Werk 
gegangen sind. Sind wir uns da einig? (Bundesrat 
Ing. Pe n z: Ja!) Gut. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist bereits 
gesagt worden: Das Bundesland Niederösterreich 
hat bereits vor zehn Jahren den Wunsch nach ei­
ner im Lande situierten Universität artikuliert. 
Damals ist eine Studie in Auftrag gegeben wor­
den, die klar und deutlich zum Ausdruck ge­
bracht hat, daß Niederösterreich eine derartige 
Einrichtung sehr wohl braucht, daß aber der 
Schwerpunkt in Richtung Post-graduate-Ausbil­
dung gehen sollte. 

In der Folge hat der Landesgesetzgeber einen 
eher unüblichen Weg eingeschlagen, nämlich die 
Notwendigkeit einer solchen Einrichtung nicht 
nur als Forderung an den Bund zu stellen, son­
dern am praktischen Beispiel zu dokumentieren 
und auch finanziell in Vorlage zu treten. 

1987 beschloß der Niederösterreichische Land­
tag das Gesetz über die Errichtung der Wissen­
schaftlichen Landesakademie. Die finanzielle Ba­
sis bildete die von den Sozialdemokraten damals 
im Zuge der Verhandlung zur Umsetzung des Be­
schlusses betreffend Landeshauptstadt durchge­
setzte Regionalförderung. Damit konnte die Wis­
senschaftliche Landesakademie in den adaptier­
ten Räumlichkeiten der ehemaligen Austria-Ta­
bak-Werke in Krems/Stein ihre Tätigkeit im 
Oktober 1988 aufnehmen. Der Start erfolgte mit 
fünf Lehrprogrammen, worunter ein Universi­
tätslehrgang für Tourismusmanagement, eine 
Facharztausbildung und Post-graduate-Kurse für 
Juristen waren. 

In zielstrebigen Verhandlungen konnte 1990 
schließlich mit der Novellierung des Allgemeinen 
Hochschul-Studiengesetzes und des Universitäts­
Organisationsgesetzes die bundesrechtliche Aner­
kennung der von der Landesakademie angebote­
nen Lehrgänge Betriebswirtschaftslehre und 
Kommunikation erreicht werden. 

Dies führte zu einer erfreulichen Inanspruch­
nahme der neuen Bildungseinrichtung, wie wir 
heute bereits gehört haben. Eindeutig konnte da­
mit der Nachweis für den Bedarf an institutionali­
sierten Post-graduate-Studien, die über das beste­
hende Angebot der traditionellen U niversitätsstu­
dien hinausgehen, erbracht werden. Der sich ab­
zeichnende Erfolg legitimierte schließlich auch 
den Wunsch Niederösterreichs, die Errichtung ei-

nes Universitätszentrums für Weiterbildung in 
das Arbeitsübereinkommen der beiden Regie­
rungsparteien aufzunehmen. 

Zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit unse­
rer Wirtschaft ist mittelfristig der Aus- und Auf­
bau wissenschaftlicher Einrichtungen unumgäng­
lich erforderlich. Hiebei sind vorhandene wissen­
schaftliche Ressourcen zu stärken und aus der 
Sicht Niederösterreichs ein landesweites Netz wis­
senschaftlicher Institutionen mit universitären 
und außeruniversitären Strukturen für die Her­
anbildung und Einbindung qualifizierter Mitar­
beiter für Wissenschaft und Verwaltung zu schaf­
fen. 

Die Post-graduate-Aus- und -Weiterbildung an 
der Donau-Universität sollte beispielhaft - wie 
ich glaube - künftig folgende Bereiche umfas­
sen: die Medizin, die Jurisprudenz, Geisteswissen­
schaften, Umweltwissenschaften, Wirtschafts­
und Managementwissenschaften und Technik. 
Die Landesakademie - das ist für uns Nieder­
österreicher klar - wird weiter bestehen und un­
ter anderem auch eine außeruniversitäre For­
schungsanstalt des Landes sein können, wobei na­
türlich eine Kooperation zwischen der Donau­
Universität, der Landesakademie und dem 
Forschungszentrum Seibersdorf anzustreben sein 
wird. 

Es ist schon zum Ausdruck gebracht worden, 
daß die Rechtskonstruktion den besonderen An­
forderungen der Donau-Universität angepaßt ist 
und eine eigene Rechtspersönlichkeit für die Uni­
versität gefunden wurde. Organisation und Auf­
sichtsrecht sind durch das Gesetz bestimmt. Die 
haushaltsrechtlichen Vorschriften des Bundes 
sind dabei nicht unmittelbar bindend, die Donau­
Universität Krems wird aber zur Bilanzlegung 
und zur Erstellung einer Gewinn- und Verlust­
rechnung verpflichtet. Diese finanzielle Sonder­
stellung gegenüber anderen Universitäten nimmt 
darauf Rücksicht, daß wesentliche Budgetmittel 
durch das Land Niederösterreich sowie aus Ei­
genmitteln der Universität eingebracht werden. 

Grundsätzlich wird der Bund 31 Millionen 
Schilling für die Donau-Universität Krems auf­
wenden; er bedeckt die Kosten für das Verwal­
tungs- und wissenschaftliche Stammpersonal. Das 
Lmcl Niederösterreich stellt die adaptierten 
R:1l1mlichkeiten zur Verfügung, deckt den Er­
nellerllngsbedarf an technischem Gerät und wird 
elen Betriebsaufwand und das Hauspersonal bei­
stellen. Die Honorare für Lehrgänge werden 
durch Studiengebühren zu bedecken sein. Die 
Details sind der Vereinbarung gemäß Artikel 15a 
Buncles-Verfassungsgesetz zu entnehmen, wel­
ches heute ebenfalls zur Beschlußfassung ansteht. 

Wie im finanziellen Bereich wurde auch für die 
innere Organisation der Donau-Universität ein 
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besonderer Weg beschritten: Das Kuratorium, das 
Präsidium und das Kollegium sind in genau abge­
grenzten Verantwortungsbereichen von der 
Haushaltsführung über die Kontrollfunktion für 
die Effizienz des Mitteleinsatzes bis hin zu den 
allgemeinen Zielvorgaben und Entwicklungsplä­
nen tätig und für den reibungslosen Ablauf des 
universitären Geschehens zuständig. 

Zusammenfassend darf ich daher feststellen: 
Ich glaube, daß hiermit ein gutes Beispiel für ein 
positives Zusammenwirken der Gebietskörper­
schaften Bund und Land gesetzt worden ist. Da­
mit konnte ein dringend notwendiges Bildungsan­
gebot bedeckt werden, das der Bund nur unter 
Kürzung der Budgetmittel für die bestehenden 
Universitäten hätte schaffen können. 

Die Dringlichkeit der Schaffung der Donau­
Universität Krems ergibt sich aus den Bedürfnis­
sen der Wirtschaft in einem sich neu ordnenden 
Europa, das sich ja letztlich der Konkurrenz der 
sich formierenden Wirtschaftsblöcke in Amerika, 
Kanada und dem Fernen Osten stellen muß. Da­
bei kommt einer fundierten Aus- und vor allem 
Weiterbildung eine Bedeutung zu, der sich man­
che noch nicht richtig bewußt sind, sonst wäre es 
nicht möglich, daß sowohl im Nationalrat als auch 
hier im Bundesrat seitens der FPÖ - auch aus 
dem Munde des Herrn Bundesrates Dr. Kapral -
ein Bündel an abwertenden Äußerungen gegen 
diese niederösterreichische Initiative losgelassen 
wurde. Herr Bundesrat Dr. Kapral - er ist jetzt 
leider nicht im Saal - hat gesagt, daß er abwarten 
möchte, bis es zu einer Reorganisation des gesam­
ten Universitätswesens kommt. - So lange woll­
ten wir in Niederösterreich nicht warten, deshalb 
sind wir mit gutem Beispiel vorangegangen, und 
deshalb sind wir auch erfolgreich gewesen. (Bun­
desrat Dr. T rem m e l: Sie haben aber viel Ver­
trauen zur Regierungspolitik.') 

Ihre Haltung kann ich nicht recht einordnen: 
Ist es Neid, Mißgunst, ist es kleinliches parteitak­
tisches Überlegen, das Sie hier anstellen? (Bun­
desrat Dr. T rem m e l: Lassen Sie sich sagen: Es 
ist Gewissen!) Ist es mangelnder Weitblick, ist es 
die mangelnde Einsicht in die künftigen Erfor­
dernisse, oder ist es nur ganz einfach die Aversion 
gegen etwas Neues? Ich weiß es nicht. Ich glaube, 
Sie sollten Ihre Einstellung wirklich noch einmal 
überdenken, denn wir sind hier ja tätig, um die 
Interessen unserer Bundesländer entsprechend zu 
vertreten. 

Kollege Schwab hat uns in der Zwischenzeit 
auch verlassen. Er ist niederösterreichischer Bun­
desrat und hat es trotzdem unterlassen, hier zu 
dieser wichtigen landespolitischen Frage etwas zu 
sagen. Wahrscheinlich hat er dazu nichts zu sa­
gen. Ich bin nur neugierig, wie er sich verhalten 
wird, denn hier im Bundesrat gegen ein Landeser­
fordernis zu stimmen beziehungsweise ganz ein-

fach nicht anwesend zu sein und dann landauf, 
landab zu verkünden, daß man eigentlich die In­
teressen der Menschen eines Landes vertritt, wird 
dann, glaube ich, nicht mehr recht glaubhaft zu 
vertreten sein. (Beifall bei der SPÖ und bei Bun­
desräten der ÖVP.) 

Aber Sie von der FPÖ sind ja - das zeigt die 
ganze Debatte im Zusammenhang mit der EU -
sehr wandlungsfähig, und daher sind wir der 
Überzeugung, daß es eines Tages auch gelingen 
wird, Sie davon zu überzeugen, daß es schlecht 
war, daß Sie heute dieser wichtigen niederöster­
reichischen landespolitischen Sache Ihre Zustim­
mung nicht gegeben haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
stelle fest, daß wir in diesem wichtigen Bereich 
der Weiterbildung ein großes Defizit hatten, das 
wir mit den bestehenden Hochschulen nicht ab­
decken können und das wir auch in Zukunft nicht 
so rasch werden abdecken können, woraus sich 
schlüssig die Begründung für den heutigen Be­
schluß ergibt. 

Die sozialdemokratischen Bundesräte werden 
daher dem Antrag, gegen den gegenständlichen 
Gesetzesbeschluß und die Vereinbarung gemäß 
Artikel ISa Bundes-Verfassungsgesetz keinen 
Einwand zu erheben, gerne die Zustimmung ge­
ben. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Bei­
fall bei SPÖ und ÖVP.) 1l.27 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächste 
Wortmeldung: Herr Bundesrat Dr. Kaufmann. -
Bitte. 

11.27 
Bundesrat Dr. Kurt Kaufmann (ÖVP, Nieder­

österreich): Herr Staatssekretär! Herr Präsident! 
Hohes Haus! Als Kremser Mandatar erfüllt es 
mich natürlich mit Genugtuung, daß ich dabei 
sein kann, wenn Krems Universitätsstadt wird -
ein Jahr vor der Tausendjahrfeier der Stadt 
Krems. Wir haben also verschiedene Jubiläen zu 
feiern. Mich wundert nur die Haltung der Frei­
heitlichen Partei in dieser Frage. (Bundesrat 
Prä hau s er: Wieso?) - Mich wundert es "eh" 
nicht mehr, es ist eigentlich üblich so. Die Krem­
ser Mandatare der Freiheitlichen, der Landtags­
abgeordnete Hrubesch, der Abgeordnete Schrei­
ner, besuchen nämlich sehr wohl und sehr oft die 
Landesakademie und vertreten dort eine ganz an­
dere \Ileinung als die Freiheitliche Partei. Manch­
mal glaubt man, daß es gewisse Neidkomplexe 
sind, die in der Freiheitlichen Partei da sind, und 
es vielleicht auch gewisse Koordinationsmängel 
innerhalb der Partei gibt. (Bundesrätin Dr. 
R i e s s: Nein, bei uns gibt es keinen Klubzwang! 
Das ist der Unterschied.') 

Meine Damen und Herren! Wir als Kremser 
sind stolz darauf, daß wir ein neues Universitäts-
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zentrum, die Donau-Universität bekommen. Nie­
derösterreich ist ja das größte Bundesland Öster­
reichs mit mehr als 20 000 Studenten. Vor zehn 
Jahren hat Landeshauptmann Ludwig diese For­
derung nach Errichtung einer Universität in Nie­
derösterreich erhoben, und es ist 1988 über Emp­
fehlung des Akademischen Senates gelungen, die 
Landesakademie zu errichten, und zwar in der 
früheren Tabakfabrik in Krems, in einem Gebäu­
de, in dem durchaus auch eine Universität einge­
richtet werden kann. Ich bin dankbar - heute 
sind auch die beiden Geschäftsführer Professor 
Kampits und Mag. Klinger hier - für das Ange­
bot an Lehrgängen, an Kursen, an Seminaren, das 
in den letzten sechs Jahren an dieser Landesaka­
demie auf die Beine gestellt wurde. 

Die Teilnehmerzahlen in dieser Landesakade­
mie haben sich seit deren Gründung verzehn­
facht. Es gab fast 1 700 Teilnehmer an Semina­
ren, mehr als 3 000 Teilnehmer an Symposien 
und Einzelveranstaltungen. Mit anderen Worten: 
Das Programm der Landesakademie ist zeitnah 
und von besonderer Qualität, sonst würde es 
nicht in diesem Maße angenommen werden. 

Ich hatte am Montag dieser Woche Gelegen­
heit, den vierten MBE-Lehrgang der Landesaka­
demie zu eröffnen, wobei 60 Teilnehmer aus ganz 
Europa anwesend waren, auch Vertreter der Eu­
ropäischen Union. Darin liegt auch die große 
Chance dieser Universität, dieser universitären 
Einrichtung, eben durch ihre Europastudien ein 
Brückenkopf zwischen West- und Osteuropa zu 
sein. 

Meine Damen und Herren! Dieses Zentrum für 
postgraduale Ausbildung, für postgraduale Wei­
terbildung kommt einem gesetzlichen Auftrag 
nach, den die bisherigen Universitäten in Öster­
reich nicht erfüllt haben. Wir haben auch gestern 
im Ausschuß darüber diskutiert, und das Wissen­
schaftsministerium mußte zugeben, daß derartige 
Einrichtungen, daß Möglichkeiten zur Weiterbil­
dung im postgradualen Bereich an den Universi­
täten bisher kaum genützt und auch kaum ausge­
baut sind. Das heißt, es wird hier eine Lücke ge­
schlossen und nicht eine neue Konkurrenz zu an­
deren universitären Einrichtungen aufgebaut. 

Die Landesakademie hat sich auch bereits den 
Kopf darüber zerbrochen, welche Bereiche für 
Weiterbildung angeboten werden sollen, und es 
wurden dem Ministerium sechs Bereiche vorge­
schlagen: angewandte Humanwissenschaften, 
technische Wissenschaften, Rechtswissenschaf­
ten, Wirtschafts- und Managementwissenschaf­
ten, Geistes- und Kulturwissenschaften sowie Na­
tur- und Umweltwissenschaften. Für diese Berei­
che sollen vernetzte postgraduale Angebote ge­
schaffen werden. 

Meine Damen und Herren! Mit dem 
nunmehrigen Gesetzentwurf wird die wissen­
schaftliche Weiterbildung von Universitäts- und 
Hochschulabsolventen ermöglicht, aber auch von 
Personen mit gleichen beruflichen Qualifikatio­
nen, beinhaltend auch die Möglichkeit der For­
schung. Das heißt, wir haben in Krems eine Uni­
versität, die durchaus nicht nur für Weiterbil­
dung, sondern auch für den Forschungsbereich 
da ist. 

Es wurde ja heute schon erwähnt: Die Kremser 
Universität, die Donau-Universität, ist ein eigener 
Selbstverwaltungskörper, besteht aus einem klei­
nen Präsidium, und - was glaube ich, wichtig ist 
- es müssen auch die Teilnehmer ihren Beitrag 
leisten. Das heißt, diese Universität wird sicher­
lich Unternehmen entsprechende, der Wirtschaft 
entsprechende Kurse oder Lehrangebote organi­
sieren, sie wird flexibel auf die Erfordernisse der 
Wirtschaft eingehen, weil sie solche Schüler und 
Studenten braucht, die sich die Taxen leisten kön­
nen. 

Es besteht auf dieser Universität weiters die 
Möglichkeit, durch befristete Dienstverhältnisse 
beim wissenschaftlichen Personal mehr Flexibili­
tät als bisher zu zeigen. 

Es wird auch der Versuch unternommen, durch 
den systematischen Aufbau eines Found-raising­
Konzeptes zusätzliche finanzielle Mittel für diese 
Universität aufzutreiben. Das heißt, sie wird wie 
ein Unternehmen geführt werden: nach Angebot 
und Nachfrage. 

Es ist dem Land Niederösterreich zu danken, 
daß in den letzten Jahren 500 Millionen Schilling 
aus Regionalisierungsmitteln in die Landesakade­
mie geflossen sind und daß diese Einrichtung 
nunmehr der Universität zur Verfügung gestellt 
wird. - Kollege Koczur! Die Regionalisierungs­
mittel sind von beiden Parteien beschlossen wor­
den, es war dies nicht eine alleinige Initiative der 
Sozialdemokraten, das muß ich der Ehre und der 
historischen Wahrheit wegen sagen. (Bundesrat 
K 0 C zur: Der Startschuß ist von uns ausgegan­
gen.') Darüber läßt sich streiten. Es haben beide 
gemeinsam diesen Beschluß gefaßt. Man kann 
nicht sagen, daß die Sozialdemokraten allein die 
Regionalisierungsmiuel "erfunden" haben. 

Das Land Niederösterreich hat, wie gesagt, be­
reits 500 Millionen Schilling investiert, stellt diese 
Einrichtungen der künftigen Universität zur Ver­
fügung und übernimmt auch die künftigen Erhal­
tungsarbeiten sowie den Sachaufwand. Das heißt 
- und das ist, glaube ich, ein Novum in Öster­
reich -, daß sich ein Bundesland bei der Errich­
tung einer Universität finanziell sehr stark enga­
giert. 
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Seitens der Wirtschaft wird diese neue Form 
einer Universität begrüßt, eben weil, wie gesagt, 
diese Universität nicht am Bedarf vorbeiprodu­
zieren wird, weil sie Flexibilität zeigt, weil sie sehr 
rasch auf die Bedürfnisse der Wirtschaft eingehen 
kann und weil wir schon in den letzten Jahren 
gemeinsam mit der Landesakademie versucht ha­
ben, für die regionale Wirtschaft, für die Wirt­
schaft Niederösterreichs Weiterbildungs- und 
Fortbildungsprogramme zu installieren. 

Als Kremser Mandatar freue ich mich natürlich 
über die Errichtung dieser Universität, weil sie 
auch eine Signalwirkung für die gesamte Region 
darstellt, eine Signalwirkung für die Region 
Waldviertel, für den Zentralraum Niederöster­
reichs, eine Signalwirkung in Richtung Zukunfts­
optimismus für Gemeinsames von Bund und 
Land. 

Natürlich fehlen noch gewisse Infrastrukturein­
richtungen - Studentenheime, der Ausbau der 
Landesakademie ist noch nicht abgeschlossen -, 
aber ich glaube, die ersten Schritte sind entspre­
chend gesetzt worden, und es besteht gute Hoff­
nung, daß wir in den nächsten Jahren ein voll 
funktionsfähiges Universitätszentrum in Nieder­
österreich haben werden. 

Es wurde zuerst von Herrn Professor Scham­
beck erwähnt - und ich glaube, darin liegt die 
große Chance der Donau-Universität Krems -, 
daß sie ein Element der Völkerverständigung 
wird. Ich kann mich an verschiedene Veranstal­
tungen in den letzten Jahren an der Landesakade­
mie erinnern, die zeigten, daß vor allem Vertreter 
aus Osteuropa, aus unseren Nachbarstaaten gerne 
nach Krems kommen, daß vor allem auch Mana­
ger osteuropäischer Firmen gerne zu Weiterbil­
dungsveranstaltungen kommen. Krems kann also 
wirklich eine Drehscheibe der Völkerverständi­
gung zwischen Ost und West werden, und das war 
sicherlich auch der tiefere Sinn bei der Namens­
nennung "Donau-Universität Krems". 

Ich danke Herrn Landeshauptmann Dr. Pröll, 
ich danke Herrn Altlandeshauptmann Siegfried 
Ludwig, und ich danke auch Herrn Vizekanzler 
Dr. Busek, daß es gelungen ist, nicht nur im Koa­
litionsübereinkommen, sondern in den letzten 
Wochen und Monaten auch in einem Artikel 15a­
Vertrag die Voraussetzungen, die finanzielle Ba­
sis für diese Universität zu beschließen. Ich danke 
ihnen dafür, daß sie sich so dafür engagiert ha­
ben, daß Niederösterreich, daß Krems dieses Zen­
trum erhält. 

Meine Damen und Herren! Mit diesem Projekt 
wird ein Beitrag zur Erweiterung der gesamten 
Bildungslandschaft Österreichs geleistet. Ich bin 
stolz darauf, daß Niederösterreich sein Ziel er­
reicht hat: eine Universität mit einem speziellen 

Angebot, das weit über unsere Grenzen hinaus 
Bedeutung haben wird. 

Ich hoffe, daß wir in einigen Jahren eine Voll­
universität haben werden, und ich meine, ein An­
satz hiezu ist geleistet. Ich kann nur betonen, daß 
meine Fraktion diesem Beschluß des Nationalra­
tes gerne ihre Zustimmung erteilen wird. (Beifall 
bei der ÖVP und bei Bundesräten der SPÖ.) 1l.39 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächste 
Rednerin: Frau Bundesrätin Schierhuber. - Bit­
te. 

11.40 

Bundesrätin Agnes Schierhuber (ÖVP, Nieder­
österreich): Herr Präsident! Herr Staatssekretär! 
Sehr geschätzte Damen und Herren! Sie werden 
sich vielleicht wundern, warum ich als Bäuerin 
heute auch gerne meiner Freude hier von diesem 
Rednerpult aus Ausdruck verleihe, daß es zur 
Schaffung der Donau-Universität Krems kommt. 
Sie können sich vorstellen, daß ich nach so viel 
sachlich profunden Aussagen, wie sie auch Herr 
Professor Schambeck gemacht hat, auf eine ande­
re Sicht der Dinge, warum ich diese Donau-Uni­
versität in Krems begrüße, eingehen möchte -
als Waldviertlerin, aus einer Region kommend, 
die jahrzehntelang als die letzte von gestern ge­
handelt wurde. Ich glaube, mit der Schaffung der 
Donau-Universität ist es gelungen - so wie in 
vielen anderen Bereichen -, daß das Waldviertel 
nicht das letzte von gestern, sondern das erste von 
morgen ist. 

Krems als idealer Standort - am großen Fluß, 
an der Donau - wurde hier schon angesprochen. 
Es ist wirklich erfreulich, daß es gelungen ist, ge­
rade im Zuge der Schaffung einer Landeshaupt­
schaft auch einen Universitätsstandort in Nieder­
österreich zu schaffen, sodaß wir eben heute die 
Errichtung der Donau-Universität begrüßen kön­
nen. Ich möchte allen danken, die sich dafür so 
vehement eingesetzt haben. 

Die Aus- und Weiterbildung unserer Jugend ist 
uns allen ein zentrales Anliegen, vor allem die 
Zusammenarbeit der verschiedenen Bildungsein­
richtungen und auch die Zusammenarbeit mit der 
Wirtschaft. Die Chance unserer Jugend wird im 
Vereinten Europa auch davon abhängen, ob sie 
die gleichen Startpositionen hat. 

Mich hat ein OECD-Vergleich sehr betroffen 
gemacht, daß Österreich nämlich hinsichtlich der 
Anzahl der Akademiker nur vor den Ländern Ita­
lien, Türkei und Portugal liegt. Ich meine, daß 
das ein wesentlicher Ansatz dafür ist, daß gerade 
diese Art der Universität in Krems sein soll, ja 
muß. Die Donau-Universität Krems im größten 
Bundesland Österreichs ist eine Chance, vor al­
lem auch dadurch, daß es möglich ist, neben den 
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postgradualen Ausbildungsgängen auch verschie­
dene Studiengänge einzurichten. 

Ich freue mich sehr darüber, daß ich heute hier 
die Möglichkeit habe dabeizusein, wenn wir im 
Bundesrat die Zustimmung zur Errichtung der 
Donau-Universität Krems geben. (Beifall bei der 
ÖVP.j 13.43 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Herrn Berichterstattung ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist auch nicht der Fall. 

Die A b s tim m u n g über die vorliegenden 
Beschlüsse des Nationalrates erfolgt getrennt. 

Wir kommen zunächst zur Abstimmung über 
den Beschluß des Nationalrates vom 16. März 
1994 betreffend ein Bundesgesetz über die Er­
richtung des Universitätszentrums für Weiterbil­
dung mit der Bezeichnung Donau-Universität 
Krems. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Dies ist 
Stimmenmehrheit. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n gen 0 m m e n. 

Wir kommen weiters zur Abstimmung über 
den Beschluß des Nationalrates vom 16. März 
1994 betreffend eine Vereinbarung zwischen dem 
Bundes und dem Land Niederösterreich über die 
Errichtung und den Betrieb des Universitätszen­
trums für Weiterbildung (Donau-Universität 
Krems) samt Anlage. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Dies ist 
Stimmenmehrheit. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n gen 0 m m e n. 

7. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
16. März 1994 betreffend ein Bundesverfas­
sungsgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsge­
setz in der Fassung von 1929, das Übergangsge­
setz vom 1. Oktober 1920 in der Fassung des 
BGBl. Nr. 368/1925 und das Gesetz über die Mit­
wirkung der Nationalversammlung an der Rege­
lung von Post-, Telegraphen- und Telephonge­
bühren und Preisen der Monopolgegenstände so-

wie von Bezügen der in staatlichen Betrieben Be­
schäftigten geändert werden (689/A und 
1538/NR sowie 47711BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 7. Punkt der Tagesordnung: Be­
schluß des Nationalrates vom 16. März 1994 be­
treffend ein Bundesverfassungsgesetz, mit dem 
das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 
1929, das Übergangsgesetz vom 1. Oktober 1920 
in der Fassung des BGBL Nr. 368/1925 und das 
Gesetz über die Mitwirkung der Nationalver­
sammlung an der Regelung von Post-, Telegra­
phen- und Telephongebühren und Preisen der 
Monopolgegenstände sowie von Bezügen der in 
staatlichen Betrieben Beschäftigten geändert wer­
den. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Dr. 
Kaufmann übernommen. Ich bitte ihn um den 
Bericht. 

Berichterstatter Dr. Kurt Kaufmann: Herr 
Staatssekretär! Herr Präsident! Hoher Bundesrat! 
Dem gegenständlichen Gesetzbeschluß des Natio­
nalrates liegt der Initiativantrag 689/A der Abge­
ordneten Hums, Mag. Kukacka und Genossen zu­
grunde und ist die verfassungsmäßige Absiche­
rung des Fernmeldegesetzes 1993. Diese sieht 
nämlich vor, daß Telefongebühren nicht mehr 
unter Mitwirkung des Nationalrates, sondern 
durch eine Preiskommission beim Bundesmini­
sterium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 
- wie beim Strompreis - festgesetzt werden. 

Der Ausschuß für Verfassung und Föderalis­
mus stellt nach Beratung der Vorlage am 
23. März 1994 mit Stimmenmehrheit den A n -
t rag, keinen Einspruch zu erheben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Danke 
für den Bericht. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Dr. Kapral. 

Bevor ich Herrn Bundesrat Dr. Kapral das 
Wort erteile, teile ich noch mit: Herr Bundesmi­
nister Klima wird in einigen Minuten hier eintref­
fen, er ist noch bei einer Ausschußsitzung im Lo­
kal V. 

Bitte sehr, Herr Bundesrat Dr. Kapral. 

11.46 
Bundesrat Dr. Peter Kapral (FPÖ, Wien): Herr 

Präsident! Herr Staatssekretär! Sehr geehrte Da­
men und Herren! Hohes Haus! Die Worte, die ich 
im Zusammenhang mit dem vorliegenden Geset­
zesbeschluß an das Hohe Haus richte, richten sich 
in weiterer Folge dann auch an den Finanzmini­
ster, und daher bin ich sehr froh darüber, daß 
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Herr Staatssekretär Dr. Ditz anwesend ist, weil er 
hier ja auch als Vertreter des Finanzministers 
agiert. (Vizepräsident Dr. Sc h a mb eck über­
nimmt den Vorsitz.) 

Gegen die mit dem vorliegenden Gesetzesbe­
schluß des Nationalrates dem Bundesrat vorge­
legte Lösung, nämlich die Mitwirkungsrechte des 
Nationalrates an der Telefongebührenfestsetzung 
zu sistieren, aufzuheben, ist im Grunde genom­
men nichts einzuwenden. Es bestehen aber sehr 
wohl Bedenken, daß wir heute hier einen solchen 
Beschluß fassen beziehungsweise mit Mehrheit 
den Beschluß fassen werden, keinen Einspruch 
zu erheben. Ich halte diese Vorgangsweise für 
falsch, sie findet nicht die Zustimmung der frei­
heitlichen Fraktion. Lassen Sie mich das kurz be­
gründen. 

Ein solcher Schritt, wie er hier gesetzt wird, ist 
unserer Auffassung nach das Ende einer Entwick­
lung, eines Weges, der zweckmäßigerweise und 
richtigerweise beginnen sollte mit der Ausgliede­
rung des Telefonbetriebes aus den Postagenden, 
mit der Trennung zwischen dem Telekommuni­
kationsbereich der Post und den sonstigen tradi­
tionellen Dienstleistungen der Post und mit der 
Verselbständigung, die uns ja nicht erspart bleibt 
- das ist ein Trend, eine Entwicklung, die überall 
festzustellen ist und die uns ja mit einem allfälli­
gen Beitritt zur Europäischen Union auch aufge­
zwungen werden wird. Und am Ende dieses We­
ges müßte dann ein Schritt der Privatisierung ste­
hen, der es der Post ermöglicht, ihrem Auftrag, 
dem Markt ein modernes Angebot an Telekom­
munikationsdienstleistungen zu bieten, voll ge­
recht zu werden. 

Wie steht es aber um die notwendige Trennung, 
Ausgliederung und Verselbständigung bezie­
hungsweise Privatisierung? - Es gibt hiezu nicht 
einmal eine Regierungsvorlage. Es gibt noch kein 
Begutachtungsverfahren, es gibt angeblich - ich 
kenne ihn nicht - einen internen Ministerialent­
wurf. 

Die Befürchtung, daß am Ende letztlich nur ein 
Akt der Scheinprivatisierung stehen wird, weil 
jetzt schon Widerstände massivster Art gegen 
eine solche Vorgangsweise vorhanden sind, 
drängt sich auf. 

Im Augenblick ist es ja so, daß der Finanzmini­
ster die Telefongebühren doch als sehr wichtige 
Einnahmequelle für das Budget ansieht und die 
Post, was die Finanzierung des notwendigen Aus­
baus des Telekommunikationsnetzes anlangt, auf 
den Kapitalmarkt, auf den Kreditmarkt abdrängt. 
Ich habe schon vor einiger Zeit Gelegenheit ge­
habt, hier darauf hinzuweisen, daß die Entwick­
lung, daß die Schuldenbelastung, die die Post auf 
sich nehmen muß, weil sie eben aufgrund des 
Femmeldeinvestitionsgesetzes den größeren Teil 

der Einnahmen an den Finanzminister abführen 
muß, sehr bedenklich ist. 

Es stellt sich bei Behandlung dieses Gesetzesbe­
schlusses daher auch die Frage, was letztlich mit 
dem Fernmeldeinvestitionsgesetz geschieht -
auch eine Entscheidung, die vorher zu treffen ge­
wesen wäre. Wenn man jetzt die letzten Mitwir­
kungsrechte des Nationalrates bei der Telefonge­
bührenfestsetzung sistiert, drängt sich natürlich 
der Verdacht auf, daß der Finanzminister der 
Versuchung erliegen könnte, im Einvernehmen 
mit dem zuständigen Minister in Telefongebüh­
ren eine noch größere Einnahmenquelle für den 
Staatshaushalt zu sehen, als das bisher der Fall 
war. 

Ich darf darauf verweisen, daß Österreich 
schon heute - laut der von der OECD angestell­
ten Vergleiche - zu jenen Ländern zählt, in de­
nen die Telefongebühren hoch sind und keines­
wegs einen Vergleich mit den Industriestaaten 
Westeuropas oder anderen OECD-Mitgliedslän­
dem standhält. 

Wir Freiheitlichen sehen daher in der jetzt ein­
geschlagenen Vorgangsweise den falschen Weg. 
Wir würden gerne einmal aus kompetentem 
Munde hören, wie man sich die weitere Vorgangs­
weise in diesem für eine moderne Industriegesell­
schaft wichtigen Zweig vorstellt. Im Augenblick 
sehen wir uns aber nicht imstande, dem Antrag, 
keinen Einspruch zu erheben, zuzustimmen. -
Danke. (BeifaLL bei der FPÖ.) 11.53 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort ist weiters gemeldet Herr Bundesrat Ing. 
Erwin Kaipel. Ich erteile es ihm. 

11.54 
Bundesrat Ing. Erwin Kaipel (SPÖ, Burgen­

land): Herr Präsident! Herr Bundesminister! Herr 
Staatssekretär! Meine Damen und Herren! In 
Vorbereitung auf den kommenden - wenn auch 
möglicherweise verzögerten - großen Markt ist 
es auch für die Post- und Telegraphenverwaltung 
notwendig, Anpassungen vorzunehmen. 

Mit dem Fernmeldegesetz 1993 wurde die Ver­
waltung der Post in eine hoheitliche und eine pri­
vatwirtschaftliche aufgeteilt. Hat in der Vergan­
genheit der Hauptausschuß des Nationalrates an 
der Gebührenfestlegung mitgewirkt, soll nun­
mehr die Praxis durch ein Bundesverfassungsge­
setz dahin gehend geändert werden, daß diese 
Aufgabe künftig eine Preiskommission unter Mit­
wirkung aller relevanten Institutionen wahrneh­
men wird. 

Die Marktöffnung durch Bewilligungsfreiheit 
sowie den freien Wettbewerb in den Fernmelde­
diensten ist ebenso Inhalt dieses Gesetzes aus dem 
Vorjahr. 
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Die Liberalisierung der Post- und Telegraphen­
verwaltung ist umfassend eingeleitet, in verschie­
densten Bereichen, wie erwähnt, vollzogen und 
wird im Jahre 1988 mit dem Telefonbereich ihren 
Abschluß finden. 

Daß die Tarifgestaltung künftig von der politi­
schen Ebene in das Unternehmen verlagert wird, 
ist eine richtige Entscheidung und wird auch die 
Marktfähigkeit des Unternehmens steigern. 

Meine Damen und Herren! Es liegt in unserem 
Interesse, daß das Unternehmen durch wirt­
schaftliche Handlungsfähigkeit abgesichert wer­
den kann, und daher wird die SPÖ diesem Geset­
zesbeschluß gerne ihre Zustimmung erteilen. -
Ich danke Ihnen. (Beifall bei SPÖ und Ö VP.) 11.55 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Ing. August 
Eberhard. Ich erteile es ihm. 

11.56 
Bundesrat Ing. August Eberhard (ÖVP, Kärn­

ten): Herr Präsident! Herr Bundesminister! Ho­
hes Haus! Die Koalition hat sich hinsichtlich der 
Postreform klare Ziele gesetzt. Die Post- und Te­
legraphenverwaltung hat sich, so heißt es, ein 
markt- und EG-gerechtes Profil zuzulegen. Sie 
muß sich zu einem flexibleren, leistungsstarken 
Unternehmen entwickeln, das nach kaufmänni­
schen Gesichtspunkten agiert, aber auch gemein­
schaftliche Aufgaben zu erfüllen hat. - Das ist 
eine Zielrichtung des Koalitionsabkommens. 

Es ist in dieser Legislaturperiode eine Reihe 
von Schritten in diese Richtung gemacht worden. 
So brachte bereits das Fernmeldegesetz 1993 die 
Öffnung des Marktes durch weitestgehende Be­
willigungsfreiheit, aber auch den freien Wettbe­
werb bei fast allen Fernmeldediensten. Nur in ei­
nem Bereich, im reservierten Telefonbereich, ist 
nach wie vor das Monopol des Staates aufrecht, 
jedoch auch nur mehr bis zum Jahr 1998, denn zu 
diesem Zeitpunkt wird die EU auch diesen Be­
reich - das haben wir heute schon gehört - libe­
ralisieren. 

Aufgrund dieses Fernmeldegesetzes war es 
auch notwendig, eine entsprechende Kompetenz­
änderung vorzunehmen, nämlich abzugehen von 
der Tarifhoheit des Hauptausschusses. Ich meine, 
damit wird diese wichtige Aufgabe stärker zum 
Unternehmen hin verlagert, was ja unsere ge­
meinsame Zielrichtung ist. 

Es ist für mich eigentlich unverständlich, daß 
die FPÖ diesem vorliegenden Gesetzesbeschluß 
nicht zustimmt: Soll denn die Post weiterhin am 
Gängelband der Politik hängen? Sollen die Tarife 
dieses Unternehmens weiterhin - unabhängig 
von der betriebswirtschaftlichen Situation -
durch den Staat festgelegt werden? Sollen die Ta­
rife nicht endlich zum Unternehmen verlagert 

werden, also nicht mehr durch politische Institu­
tionen, wie eben der Hauptausschuß des Natio­
nalrates eine darstellt, festgelegt werden? 

Ich glaube, das, was hier heute geschieht, was 
wir mit dieser Beschlußfassung mache, ist richtig. 
Die Tarifgestaltung soll wegkommen von einem 
hochgradig politischen Gremium, wie eben der 
Hauptausschuß des Nationalrates eines ist, und 
näher zum Unternehmen kommen. Wir können 
doch nicht auf der einen Seite nach Autonomie 
der Post rufen, von der Post verlangen, daß sie 
eine eigene Kapitalgesellschaft wird, auf der an­
deren Seite aber weiterhin der Meinung sein - zu 
diesem Schluß muß ich kommen, weil die FPÖ 
dieses Gesetz heute hier ablehnt -, daß der 
Hauptausschuß auch weiterhin die Tarife festle­
gen soll. 

Ich meine, diese vorliegende Gesetzesnovelle 
ist ein richtiger Schritt in die richtige Richtung, 
denn damit wird versucht, die Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, daß die Post in der Zukunft 
durch mehr Autonomie und mehr Flexibilität zu 
einem modernen und marktorientierten Unter­
nehmen wird. 

Wir von der Österreichischen Volkspartei wer­
den daher dieser Gesetzesnovelle gerne unsere 
Zustimmung erteilen. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 
11.59 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zu 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Anton Hütt­
mayr. Ich erteile es ihm. 

11.59 .. 
Bundesrat Anton Hüttmayr (OVP, Oberöster-

reich): Herr Präsident! Geschätzter Herr Bundes­
minister! Geschätzte Damen und Herren! Herr 
Bundesrat Dr. Kapral hat die Linie der FPÖ, wie 
wir sie ja gewohnt sind, ganz beständig fortge­
setzt. (Rufe bei der FPÖ: Erfolgreich!) "Erfolg­
reich", wenn Sie wollen, Herr Dr. Rockenschaub. 
Er hat gesagt: Gegen dieses Gesetz ist grundsätz­
lich nichts einzuwenden, es ist eine richtige Maß­
nahme, aber - und dann kommt wie immer von 
seiten der FPÖ - wir stimmen nicht zu. - So­
weit als Vorspann. 

Geschätzte Damen und Herren! Mein Vorred­
ner hat auf wirtschaftliche Notwendigkeiten hin­
gewiesen und hat ausgeführt, daß die Preiskom­
mission die Wirtschaftlichkeit garantiert ermög­
licht und letztendlich eine Flexibilisierung 
herbeigeführt wird. 

Zwar wird festgestellt, daß die Telefongebüh­
ren bei uns in Österreich relativ hoch sind, aber 
auf der anderen Seite können wir doch auch mit 
den Leistungen der Post zufrieden sein. Ich meine 
insbesondere den Ausbau des Fernmeldenetzes, 
aber auch jene Personen vor Ort, die damit zu tun 
haben. Ich glaube aber doch, aufzeigen zu müs-
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sen, daß die technischen Möglichkeiten der Post 
- wie wir sie als Konsumenten vorfinden - ein 
wenig nachhinken, obwohl gerade die Technik im 
elektronischen Bereich großartige Möglichkeiten 
bietet. 

Leider müssen wir feststellen, daß die Post, was 
Angebote betrifft - sei es jetzt beim Mobiltele­
fon, bei Anrufbeantwortern und so weiter - im­
mer um eine Generation hinten nach ist. (Bundes­
rat S t r u tz e n b erg e r: In Europa voraus ist, 
bitte!) Was die Handies anlangt: Diese kann man 
von der Post haben, aber letztendlich kauft man 
das doch eher vom privaten Händler, weil diese 
kleinere und handlichere haben, und das wird 
eher angenommen. 

In dieser Richtung wünsche ich mir also, daß 
man seitens der Post mehr Beweglichkeit zeigt. 

Die Telefongebühren gliedern sich in Grundge­
bühren und Sprechgebühren. Betonen möchte 
ich, daß die Benachteiligung des ländlichen Rau­
mes, was die Sprechgebührenfestsetzung anlangt, 
aufgehoben werden soll. Das kann logischerweise 
nicht die Preiskommission, sondern dazu muß die 
Politik Rahmendaten vorgeben. Dazu konkret: Es 
sollen Telefonate mit Behörden in unserem Land 
für alle gleich viel kosten! Es sollte also gelingen, 
diesbezüglich einen Ortstarif, der für alle gleich 
ist, einzuführen. 

Zu den Grundgebühren. Wir sind froh darüber, 
daß manche unserer Mitbürgerinnen und Mitbür­
ger von der Zahlung von Grundgebühren befreit 
sind. Ich denke aber, es gäbe noch etwas, das wir 
diesbezüglich regeln könnten und sollten, näm­
lich das Notruf telefon. Die Notrufnummern 122 
und 133 betreffen Feuerwehr und Rettung und 
sind teilweise als "Einwegkommunikation" zu be­
zeichnen, das heißt, dort wird wirklich nur ange­
rufen bei einem Notfall. Daher meine ich, daß es 
sinnvoll wäre, eine Befreiung von der Grundge­
bühr, was diese Notrufnummern betrifft, anzu­
streben. 

Ich habe hier den diesbezüglichen Schriftver­
kehr des Feuerwehrwesens von Oberösterreich 
mit. Ich weiß aber, daß das letztendlich bundes­
weit zu regeln wäre, und ich meine, daß wir das 
unseren vielen freiwilligen und ehrenamtlich täti­
gen Feuerwehrleuten schuldig wären. 

Es wäre also eine konsequente Fortsetzung un­
serer Maßnahme, wenn es zu einer Befreiung von 
der Grundgebühr, was Notruf telefone anlangt, 
kommen würde. - In diesem Sinne danke für 
Ihre Aufmerksamkeit. Wir werden diesem Geset­
zesbeschluß zustimmen. (Beifall bei ÖVP und 
SPÖ sowie bei Bundesräten der FPÖ.) 12.04 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist Herr Bundesminister Klima. 

12.05 

Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr Mag. Viktor Klima: Herr Präsident! Ho­
her Bundesrat! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Erlauben sie mir, kurz auf Debatten von 
Vorrednern einzugehen. 

Herr Bundesrat Kapral, ich stimme mit Ihnen 
vollkommen überein, wenn Sie sagen, daß für die 
moderne Industriepolitik. .. (Zwischenruf des 
Bundesrates Dr. Kapral.) - Das ist unser Pro­
blem: In den Grundsätzen sind wir uns immer 
einig, nur in der Ausführung sind Sie anscheinend 
- aus irgendwelchen politischen Gründen - im­
"!er gehindert. Wir sind uns also einig, daß für 
einen modernen Industriestaat - und Osterreich 
ist ein solcher - ein hochqualitatives Kommuni­
kationsnetz von außerordentlicher Wichtigkeit 
ist. 

Ich glaube daher, es wäre auch angebracht, in 
diesem Zusammenhang einmal klarzustellen, daß 
seitens des österreichischen Post- und Telekom­
munikationswesens allein im Jahre 1994 16 Milli­
arden Schilling investiert werden, und zwar in 
den Ausbau der Breitbandkommunikationen, in 
den Ausbau von Digitalnetzen, wie wir sie in in­
t.~rnationalem Zusammenhang und auch in 
Osterreich benötigen. 

Österreich hat das Metropolitan Area Network 
entwickelt; wir liegen damit an der Spitze. U nbe­
stritten ist auch, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, daß wir mit dem Fernmeldegesetz 1993 
einen gewaltigen Schritt in Richtung Liberalisie­
rung - beispielhaft für viele andere Länder 
Westeuropas - gesetzt haben, eine Liberalisie­
rung, wonach Wettbewerb auf dem Markt zuge­
lassen wird und wonach auch private Dienstlei­
stungsanbieter auftreten können: bis hin zum 
Endgerät, das, sehr geehrter Herr Kollege, wenn 
es technisch in irgendeinem Land Westeuropas 
geprüft wurde, gekauft und selbständig ange­
steckt werden darf. 

Herr Bundesrat! Ich nehme zur Kenntnis, daß 
Sie sich darüber beklagt haben, daß, was Handies 
anlangt, die Post nicht zeitgemäß sei, darf Ihnen 
allerdings versichern: Die Post vertreibt kein ein­
ziges Handy. - Wenn Sie aber in diesem Zusam­
menhang den "Postshop" meinen, dann darf ich 
Ihnen sagen, daß dieser nicht der Post gehört! 
Der "Postshop" ist ein privates Unternehmen, 
der eben lediglich diesen Namen trägt. - Ich mei­
ne also schon, daß zur Kenntnis genommen wer­
den sollte, daß sich die österreichische Post und 
Telekommunikation wirklich auf dem neuesten 
Stand der Technik befindet. 

Unbestritten ist auch, daß die österreichische 
Post - um sich vorbereiten zu können auf diesen 
neuen Wettbewerb, der noch hinzukommen wird 
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- ein selbständiges Unternehmen werden soll. Es 
gibt dazu Gesetzesvorlagen, die zur Diskussion 
stehen zwischen Kollegen von den Koalitionspar­
teien und der Regierung, daß die österreichische 
Post und Telekommunikation möglichst bald ein 
selbständiges Unternehmen wird, um sich organi­
satorisch vorbereiten zu können hinsichtlich 
Marktorientierung, Kundenorientierung und so 
weiter. 

Sehr geehrter Herr Bundesrat Kapral! Was die 
Telefonkosten betrifft: Ich glaube, wenn wir eine 
wirklich faire Betrachtung anstellen wollen, dann 
müssen wir die Telefonkosten in Relation zur 
Kaufkraft in den einzelnen Ländern stellen. 

Es wurde erst vor kurzem, und zwar von einem 
unabhängigen Gutachter, ein Gutachten über die 
Telefonkosten in einzelnen europäischen Län­
dern erstellt. - Ich kann Ihnen daher sagen, daß 
zum Beispiel für durchschnittliche Telefonko­
sten, und zwar pro Jahr, in Frankreich und in 
Großbritannien 51 Arbeitsstunden erforderlich 
sind, in Belgien 41, in Deutschland 38 und in 
Österreich 31 Arbeitsstunden. - Das zum Vor­
wurf "teure österreichische Post und Telekom­
munikation". Also ich glaube, man sollte doch 
auch hier zur Kenntnis nehmen, daß die österrei­
chische Post sehr wohl ihrem Auftrag, preiswerte 
Dienstleistungen anzubieten, nachkommt! 

Zur Forderung einheitlicher Gebühren für Te­
lefonate mit ~ehörden. - Da bin ich vollkom­
men Ihrer Meinung. Es gibt in der Zwischenzeit 
ja bereits sechs Bundesministerien, die über den 
0660-Dienst von überall in Österreich aus er­
reicht werden können, sodaß jeden Teilnehmer 
ein solcher Behördenkontakt gleich viel kostet. 

Alle anderen Bundesministerien sind aufgefor­
dert, das gleichfalls einzurichten; jede Landesbe­
hörde ist aufgefordert, das auch zu tun, aber bitte 
verlangen Sie doch nicht, daß das kommerziell zu 
führende Unternehmen Post das erledigt! 

Wir bieten diesen Dienst an, wir verpflichten 
uns, ihn einzurichten, aber tragen Sie Ihren 
Wunsch, den ich für berechtigt halte, an die ein­
zelnen Ministerien, an die einzelnen Landesbe­
hörden, an die einzelnen Bundesbehörden heran! 
- Ich halte das im übrigen für eine hervorragen­
de Anregung. 

Bezüglich Notruf darf ich Ihnen sagen, daß im­
mense Investitionskosten erforderlich waren, um 
diese Schaltungen einzurichten, daß diese Notruf­
dienste 122, 133 und so weiter auch im ländlichen 
Bereich so funktionieren. Und diesen Aufwand 
hat die Post und Telekommunkation übernom­
men. 

Aber auch da bitte ich Sie, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, doch die Fairheit kommer­
ziellen Denkens zu wahren! Wenn wir sagen, es 
wird in Zukunft mehr Wettbewerb geben; die 
Post und Telekommunikation ist ein Unterneh­
men, das kommerziell zu agieren hat, so wird die­
se natürlich überhaupt nichts dagegen haben, zu­
sätzliche Leistungen anzubieten, wenn sie einen 
Zahler findet. 

Es wäre das überhaupt kein Problem, wenn die 
für die Feuerwehren zuständigen Landesbehör­
den zum Beispiel die Grundgebühren für die 
FeuerwehrsteIlen übernehmen würden. Über­
haupt kein Problem! - Das wäre dann auch so im 
Sinne der Zuständigkeit klar geregelt. Herr Bun­
desrat, ich werde jedenfalls Ihre Anregung an die 
Herren Landeshauptleute weiterleiten. - Ich be­
danke mich für Ihre Aufmerksamkeit. Beifall bei 
SPÖ und ÖVP sowie bei Bundesräten der FPÖ.j 
12.10 

Vizepräsident 01'. Herbert Schambeck: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
nicht der Fall. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist auch nicht der Fall. 

Wir kommen daher zur A b s tim m u n g. 

Ich ersuche jene Bundesrätinnen und Bundes­
räte, die dem Antrag zustimmen, gegen den vor­
liegenden Beschluß des Nationalrates keinen Ein­
spruch zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist 
dies S tim m e n m ehr h e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n gen 0 m m e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe noch bekannt, daß seit der letzten be­
ziehungsweise in der heutigen Sitzung insgesamt 
vier Anfragen, 976/J bis 979/J eingebracht wur­
den. 

Die Einberufung der n ä c h s t e n Sitzung des 
Bundesrates wird auf schriftlichem Wege erfol­
gen. Als Sitzungstermin ist Mittwoch, der 
13. April 1994, 9 Uhr in Aussicht genommen. 

Für die Tagesordnung dieser Sitzung kommen 
jene Vorlagen in Betracht, die der Nationalrat bis 
dahin verabschiedet haben wird, soweit sie dem 
Einspruchsrecht beziehungsweise dem Zustim­
mungsrecht des Bundesrates unterliegen. 
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Die Ausschußvorberatungen sind für Dienstag, 
den 12. April 1994, ab 14 Uhr vorgesehen. 

Die Sitzung ist g e s chi 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 12 Uhr 12 Minuten 

Druckfehlerberichtigungen 

Im Stenographischen Protokoll der 
560. Sitzung des Bundesrates hat es auf Seite 
26338 unter "Berichte" statt" Waldbericht 1992" 

richtig zu lauten" Waldbericht 1991", ebenso auf 
Seite 26840, linke Spalte, 22. Zeile. 

Auf Seite 26840 ist in der 22. Zeile dem "Be­
rieht über die soziale Lage 1991" zu ergänzen: 
(111-115 d. B.) 

Österreichische Staatsdruckerei. 940154 
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